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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2725/2000 DES RATES
vom 11. Dezember 2000

über die Einrichtung von „Eurodac“ für den Vergleich von Fingerabdrücken zum Zwecke der
effektiven Anwendung des Dubliner Übereinkommens

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 63 Nummer 1 Buch-
stabe a),

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Mitgliedstaaten haben das Genfer Abkommen vom
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge in
der Fassung des New Yorker Protokolls vom 31. Januar
1967 ratifiziert.

(2) Die Mitgliedstaaten haben am 15. Juni 1990 in Dublin
das Übereinkommen über die Bestimmung des zustän-
digen Staates für die Prüfung eines in einem Mitglied-
staat der Europäischen Gemeinschaften gestellten
Asylantrags (2) (nachfolgend: Dubliner Übereinkommen)
geschlossen.

(3) Zum Zwecke der Anwendung des Dubliner Überein-
kommens ist es erforderlich, die Identität von Asylbe-
werbern und Personen festzustellen, die in Verbindung
mit dem illegalen Überschreiten der Außengrenzen der
Gemeinschaft aufgegriffen werden. Zur effektiven
Anwendung des Dubliner Übereinkommens, insbeson-
dere des Artikels 10 Absatz 1 Buchstaben c) und e),
sollte außerdem jeder Mitgliedstaat prüfen können, ob
ein Ausländer, der sich illegal in seinem Hoheitsgebiet
aufhält, in einem anderen Mitgliedstaat Asyl beantragt
hat.

(4) Fingerabdrücke sind ein wichtiges Mittel zur genauen
Identifizierung dieser Personen. Es bedarf eines Systems
zum Vergleich der Fingerabdruckdaten.

(5) Zu diesem Zweck ist ein System mit dem Namen
„Eurodac“ einzurichten, bestehend aus einer bei der
Kommission anzusiedelnden Zentraleinheit, die eine

computergestützte zentrale Datenbank für Fingerab-
druckdaten betreiben wird, und elektronischen Einrich-
tungen für die Datenübertragung zwischen den Mitglied-
staaten und der zentralen Datenbank.

(6) Den Mitgliedstaaten ist die Verpflichtung aufzuerlegen,
allen Asylbewerbern und allen Ausländern, die in
Verbindung mit dem illegalen Überschreiten einer
Außengrenze eines Mitgliedstaats aufgegriffen werden,
unverzüglich die Fingerabdrücke abzunehmen, wenn
diese Personen mindestens vierzehn Jahre alt sind.

(7) Es sind genaue Regeln für die Übermittlung dieser
Fingerabdruckdaten an die Zentraleinheit, die Speiche-
rung der Fingerabdruckdaten und sonstiger relevanter
Daten in der zentralen Datenbank, ihre Aufbewahrung,
den Vergleich mit anderen Fingerabdruckdaten, die
Übermittlung der Vergleichsergebnisse sowie die Sper-
rung und Löschung von gespeicherten Daten aufzu-
stellen. Diese Regeln können für verschiedene Kategorien
von Ausländern unterschiedlich gestaltet werden, und
sollten auf die spezifische Situation dieser Personen
zugeschnitten sein.

(8) Ausländer, die in einem Mitgliedstaat Asyl beantragt
haben, können während eines langen Zeitraums auch in
einem anderen Mitgliedstaat einen Asylantrag stellen.
Daher sollte der maximale Zeitraum, in dem Fingerab-
drücke in der Zentraleinheit aufbewahrt werden, sehr
lang sein. Da die meisten Ausländer nach mehrjährigem
Aufenthalt in der Gemeinschaft einen dauerhaften Status
erlangt oder sogar die Staatsangehörigkeit eines Mitglied-
staats erworben haben werden, sollte ein Zeitraum von
zehn Jahren als angemessener Zeitraum für die Aufbe-
wahrung von Fingerabdruckdaten angesehen werden.

(9) Der Aufbewahrungszeitraum sollte in bestimmten Fällen,
in denen es nicht nötig ist, die Fingerabdruckdaten so
lange aufzubewahren, kürzer sein. Fingerabdruckdaten
sollten umgehend gelöscht werden, wenn ein Ausländer
die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats erworben
hat.

(1) ABl. C 189 vom 7.7.2000, S. 105 und S. 227 sowie Stellungnahme
vom 21. September 2000 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).

(2) ABl. C 254 vom 19.8.1997, S. 1.
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(10) Es gilt, die Verantwortung der Kommission in Bezug auf
die Zentraleinheit und die Verantwortung der Mitglied-
staaten in Bezug auf die Verwendung der Daten, die
Datensicherheit, den Zugang zu den Daten und die
Berichtigung gespeicherter Daten genau festzulegen.

(11) Während die außervertragliche Haftung der Gemein-
schaft im Zusammenhang mit dem Betrieb des Eurodac-
Systems in den einschlägigen Bestimmungen des EG-
Vertrags geregelt ist, sind spezifische Regeln für die
außervertragliche Haftung der Mitgliedstaaten im
Zusammenhang mit dem Betrieb des Systems aufzu-
stellen.

(12) Entsprechend dem in Artikel 5 des Vertrags niederge-
legten Subsidiaritätsprinzip kann das Ziel der vorge-
schlagenen Maßnahmen, nämlich die Schaffung —
innerhalb der Kommission — eines Systems zum
Vergleich von Fingerabdruckdaten zur Unterstützung der
Durchführung der Asylpolitik der Gemeinschaft auf der
Ebene der Mitgliedstaaten aufgrund seiner Natur nicht
ausreichend verwirklicht werden; dieses Ziel kann daher
besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden. Entspre-
chend dem in demselben Artikel niedergelegten Verhält-
nismäßigkeitsprinzip geht diese Verordnung nicht über
das für die Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß
hinaus.

(13) Da die Mitgliedstaaten allein für die Ermittlung und Klas-
sifizierung der Ergebnisse von Vergleichen, die von der
Zentraleinheit übertragen werden, sowie für die Sper-
rung von Daten über als Flüchtlinge anerkannte und
zugelassene Personen zuständig sind und da diese
Zuständigkeit den besonders sensiblen Bereich der
Verarbeitung personenbezogener Daten betrifft und die
Ausübung der persönlichen Freiheiten berühren könnte,
liegen besondere Gründe dafür vor, dass der Rat sich
selbst die Ausübung bestimmter Durchführungsbefug-
nisse vorbehält, insbesondere hinsichtlich der Annahme
von Maßnahmen, die die Sicherheit und Zuverlässigkeit
dieser Daten gewährleisten sollen.

(14) Die zur Durchführung anderer Maßnahmen dieser
Verordnung erforderlichen Maßnahmen sollten gemäß
dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni
1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung
der der Kommission übertragenen Durchführungsbefug-
nisse (1) erlassen werden.

(15) Die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten und zum freien Datenverkehr (2) findet auf
die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die
Mitgliedstaaten im Rahmen des Eurodac-Systems
Anwendung.

(16) Gemäß Artikel 286 des Vertrags findet die Richtlinie
95/46/EG auch auf die Organe und Einrichtungen der
Gemeinschaft Anwendung. Da die Zentraleinheit in der
Kommission eingerichtet wird, wird die genannte Richt-

linie auch auf die Verarbeitung personenbezogener
Daten durch diese Einheit Anwendung finden.

(17) Die Grundsätze der Richtlinie 95/46/EG betreffend den
Schutz der Rechte und Freiheiten von Personen, nament-
lich den Schutz der Privatsphäre, bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten sollten — insbesondere in
Bezug auf bestimmte Bereiche — durch spezifische
Vorschriften ergänzt oder geklärt werden.

(18) Die Leistung von Eurodac sollte überwacht und bewertet
werden.

(19) Die Mitgliedstaaten sollten eine Sanktionsregelung fest-
legen, um eine dem Zweck von Eurodac zuwiderlau-
fende Verwendung von in der Zentraleinheit erfassten
Daten ahnden zu können.

(20) Entsprechend Artikel 3 des Protokolls über die Position
des Vereinigten Königreichs und Irlands, das dem
Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügt
ist, haben das Vereinigte Königreich und Irland mitge-
teilt, dass sie sich an der Annahme und Anwendung
dieser Verordnung beteiligen möchten.

(21) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des Protokolls über die
Position Dänemarks, das den genannten Verträgen beige-
fügt ist, beteiligt sich Dänemark nicht an der Annahme
dieser Verordnung, die diesen Mitgliedstaat somit nicht
bindet und auf ihn keine Anwendung findet.

(22) Es empfiehlt sich, den territorialen Anwendungsbereich
der Verordnung in der Weise zu begrenzen, dass er dem
territorialen Anwendungsbereich des Dubliner Überein-
kommens entspricht.

(23) Diese Verordnung dient als Rechtsgrundlage für die
Durchführungsvorschriften, die erforderlich sind, damit
die Mitgliedstaaten und die Kommission die im Hinblick
auf die baldige Anwendung dieser Verordnung notwen-
digen technischen Vorkehrungen treffen können. Die
Kommission sollte damit beauftragt werden, die Erfül-
lung dieser Voraussetzungen zu überprüfen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Zweck von „Eurodac“

(1) Hiermit wird ein „Eurodac“ genanntes System einge-
richtet, das nach Maßgabe dieser Verordnung bei der Bestim-
mung des Mitgliedstaats, der gemäß dem Dubliner Überein-
kommen für die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat gestellten
Asylantrags zuständig ist, herangezogen werden und die
Anwendung des Dubliner Übereinkommens anderweitig
erleichtern soll.

(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
(2) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
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(2) Eurodac umfasst:

a) die Zentraleinheit nach Artikel 3,

b) eine computergestützte zentrale Datenbank, in der die
Daten nach Artikel 5 Absatz 1, Artikel 8 Absatz 2 und
Artikel 11 Absatz 2 zum Vergleich der Fingerabdruckdaten
von Asylbewerbern und von den in Artikel 8 Absatz 1 und
Artikel 11 Absatz 1 genannten Kategorien von Ausländern
verarbeitet werden, sowie

c) die zwischen den Mitgliedstaaten und der zentralen Daten-
bank bestehenden Übermittlungseinrichtungen.

Die für Eurodac geltenden Regeln gelten auch für die von den
Mitgliedstaaten ausgeführten Vorgänge von der Übermittlung
der Daten an die Zentraleinheit bis zur Verwendung der Ergeb-
nisse des Vergleichs.

(3) Unbeschadet der Verwendung der für Eurodac
bestimmten Daten durch den Herkunftsmitgliedstaat in nach
seinem nationalen Recht eingerichteten Datenbanken dürfen
die Fingerabdruckdaten und die anderen personenbezogenen
Daten nur für die in Artikel 15 Absatz 1 des Dubliner Überein-
kommens genannten Zwecke in Eurodac verarbeitet werden.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende
Begriffsbestimmungen:

a) „Dubliner Übereinkommen“ ist das am 15. Juni 1990 in
Dublin unterzeichnete Übereinkommen über die Bestim-
mung des zuständigen Staates für die Prüfung eines in
einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften
gestellten Asylantrags.

b) „Asylbewerber“ ist jeder Ausländer, der einen Asylantrag
gestellt hat oder in dessen Namen ein Asylantrag gestellt
worden ist.

c) „Herkunftsmitgliedstaat“ ist

i) im Zusammenhang mit einem Asylbewerber der
Mitgliedstaat, der die personenbezogenen Daten an die
Zentraleinheit übermittelt und die Vergleichsergebnisse
erhält;

ii) im Zusammenhang mit einer unter Artikel 8 fallenden
Person der Mitgliedstaat, der die personenbezogenen
Daten an die Zentraleinheit übermittelt;

iii) im Zusammenhang mit einer unter Artikel 11 fallenden
Person der Mitgliedstaat, der solche Daten an die
Zentraleinheit übermittelt und die Vergleichsergebnisse
erhält.

d) „Flüchtling“ ist eine Person, die nach der Genfer Flüchtlings-
konvention vom 28. Juli 1951 in der Fassung des New
Yorker Protokolls vom 31. Januar 1967 als Flüchtling aner-
kannt ist.

e) „Treffer“ ist bzw. sind die aufgrund eines Abgleichs durch
die Zentraleinheit festgestellte Übereinstimmung oder fest-
gestellten Übereinstimmungen zwischen den in der Daten-
bank gespeicherten Fingerabdruckdaten und den von einem
Mitgliedstaat übermittelten Fingerabdruckdaten zu einer

Person, unbeschadet der Verpflichtung der Mitgliedstaaten,
die Ergebnisse des Vergleichs gemäß Artikel 4 Absatz 6 des
Übereinkommens sofort zu prüfen.

(2) Die in Artikel 2 der Richtlinie 95/46/EG definierten
Ausdrücke haben in dieser Verordnung die gleiche Bedeutung.

(3) Sofern nichts anderes angegeben ist, haben die in Artikel
1 des Dubliner Übereinkommens definierten Ausdrücke in
dieser Verordnung die gleiche Bedeutung.

Artikel 3

Zentraleinheit

(1) Bei der Kommission wird eine Zentraleinheit einge-
richtet, die dafür zuständig ist, im Namen der Mitgliedstaaten
die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) genannte zentrale
Datenbank zu betreiben. Die Zentraleinheit wird mit einem
computergestützten Fingerabdruckerkennungssystem ausge-
stattet.

(2) Die Zentraleinheit verarbeitet die Daten von Asylbewer-
bern sowie von unter Artikel 8 oder Artikel 11 fallenden
Personen im Auftrag des Herkunftsmitgliedstaats unter den in
dieser Verordnung festgelegten Bedingungen.

(3) Die Zentraleinheit erstellt alle drei Monate eine Statistik
über ihre Arbeit, aus der Folgendes hervorgeht:

a) die Anzahl der über Asylbewerber und über Personen nach
Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 11 Absatz 1 übermittelten
Datensätze,

b) die Anzahl der Treffer hinsichtlich der Asylbewerber, die in
einem anderen Mitgliedstaat einen Asylantrag gestellt haben,

c) die Anzahl der Treffer hinsichtlich der in Artikel 8 Absatz 1
bezeichneten Personen, die zu einem späteren Zeitpunkt
einen Asylantrag gestellt haben,

d) die Anzahl der Treffer hinsichtlich der in Artikel 11 Absatz
1 bezeichneten Personen, die zu einem früheren Zeitpunkt
einen Asylantrag in einem anderen Mitgliedstaat gestellt
hatten,

e) die Anzahl der Fingerabdruckdaten, welche die Zentralein-
heit erneut vom Herkunftsmitgliedstaat anfordern musste,
weil die ursprünglich übermittelten Fingerabdruckdaten für
den Abgleich unter Verwendung des computergestützten
Fingerabdruckerkennungssystems ungeeignet waren.

Am Ende jeden Jahres wird eine Statistik erstellt, die die seit
Beginn der Tätigkeitsaufnahme von Eurodac erstellten dreimo-
natlichen Statistiken zusammenfasst und dabei die Anzahl der
Personen angibt, zu denen Treffer nach den Buchstaben b), c)
und d) festgestellt wurden.

Die Statistik enthält eine Aufgliederung der Daten für jeden
einzelnen Mitgliedstaat.

(4) Die Zentraleinheit kann gemäß dem Verfahren nach
Artikel 23 Absatz 2 beauftragt werden, auf der Grundlage der
in der Zentraleinheit verarbeiteten Daten bestimmte andere
statistische Aufgaben wahrzunehmen.
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KAPITEL II

ASYLBEWERBER

Artikel 4

Erfassung, Übermittlung und Vergleich von Fingerab-
drücken

(1) Jeder Mitgliedstaat nimmt jedem Asylbewerber, der
mindestens 14 Jahre alt ist, unverzüglich die Fingerabdrücke
aller Finger ab und übermittelt der Zentraleinheit unverzüglich
die in Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a) bis f) bezeichneten
Daten. Das Verfahren zur Abnahme von Fingerabdrücken wird
gemäß den innerstaatlichen Gepflogenheiten des betreffenden
Mitgliedstaats und unter Beachtung der in der Europäischen
Menschenrechtskonvention und im Übereinkommen der
Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes verankerten
Schutzklauseln festgelegt.

(2) Die Daten nach Artikel 5 Absatz 1 werden durch die
Zentraleinheit oder, sofern die technischen Voraussetzungen
hierfür erfüllt sind, unmittelbar durch den Herkunftsmitglied-
staat sofort in der zentralen Datenbank gespeichert.

(3) Die Fingerabdruckdaten nach Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe b), die von einem Mitgliedstaat übermittelt wurden,
werden von der Zentraleinheit mit den von anderen Mitglied-
staaten übermittelten und in der zentralen Datenbank bereits
gespeicherten Fingerabdruckdaten verglichen.

(4) Die Zentraleinheit trägt auf Antrag eines Mitgliedstaates
dafür Sorge, dass sich der Vergleich nach Absatz 3 außer auf
die Daten anderer Mitgliedstaaten auch auf die von diesem
Mitgliedstaat früher übermittelten Fingerabdruckdaten erstreckt.

(5) Die Zentraleinheit übermittelt unverzüglich den Treffer
oder das negative Ergebnis des Vergleichs an den Herkunftsmit-
gliedstaat. Liegt ein Treffer vor, übermittelt sie zu allen mit dem
Treffer in Zusammenhang stehenden Datensätzen die Daten
nach Artikel 5 Absatz 1; die Daten gemäß Artikel 5 Absatz 1
Buchstabe b) werden jedoch nur übermittelt, soweit sie Grund-
lage für den Treffer waren.

Eine direkte Übermittlung des Ergebnisses des Vergleichs an
den Herkunftsmitgliedstaat ist zulässig, wenn die technischen
Voraussetzungen dafür erfüllt sind.

(6) Die Ergebnisse des Vergleichs werden in dem Herkunfts-
mitgliedstaat sofort geprüft. Die endgültige Identifizierung wird
von dem Herkunftsmitgliedstaat gemäß Artikel 15 des Dubliner
Übereinkommens in Zusammenarbeit mit den betroffenen
Mitgliedstaaten vorgenommen.

Von der Zentraleinheit erhaltene Informationen über sonstige
Daten, die sich als unzuverlässig herausgestellt haben, werden
gelöscht oder vernichtet, sobald festgestellt ist, dass die Daten
unzuverlässig sind.

(7) Die Durchführungsbestimmungen über die zur Anwen-
dung der Absätze 1 bis 6 erforderlichen Verfahren werden
gemäß dem Verfahren nach Artikel 22 Absatz 1 festgelegt.

Artikel 5

Datenspeicherung

(1) In der zentralen Datenbank werden ausschließlich
folgende Daten gespeichert:

a) Herkunftsmitgliedstaat, Ort und Zeitpunkt der Stellung des
Asylantrags;

b) Fingerabdruckdaten;

c) Geschlecht;

d) vom Herkunftsmitgliedstaat verwendete Kennnummer;

e) Zeitpunkt der Abnahme der Fingerabdrücke;

f) Zeitpunkt der Übermittlung der Daten an die Zentraleinheit;

g) Zeitpunkt der Eingabe der Daten in die zentrale Datenbank;

h) Angaben zu dem/den Empfänger(n), an den/die die Daten
übermittelt wurden, sowie Zeitpunkt(e) der Übermitt-
lung(en).

(2) Die Zentraleinheit vernichtet nach der Speicherung der
Daten in der zentralen Datenbank die zur Datenübermittlung
verwendeten Datenträger, sofern der Herkunftsmitgliedstaat
nicht deren Rückgabe verlangt hat.

Artikel 6

Aufbewahrung der Daten

Jeder Datensatz nach Artikel 5 Absatz 1 wird für zehn Jahre ab
dem Zeitpunkt der Abnahme der Fingerabdrücke in der
zentralen Datenbank aufbewahrt.

Nach Ablauf dieses Zeitraums löscht die Zentraleinheit automa-
tisch die Daten in der zentralen Datenbank.

Artikel 7

Vorzeitige Löschung der Daten

Daten über Personen, die die Staatsangehörigkeit eines
Mitgliedstaats erworben haben, bevor der in Artikel 6 genannte
Zeitraum abgelaufen ist, werden, sobald der Herkunftsmitglied-
staat davon Kenntnis erhält, dass die betreffende Person die
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats erworben hat, gemäß
Artikel 15 Absatz 3 in der zentralen Datenbank gelöscht.

KAPITEL III

AUSLÄNDER, DIE IN VERBINDUNG MIT DEM ILLEGALEN
ÜBERSCHREITEN EINER AUSSENGRENZEN AUFGEGRIFFEN

WERDEN

Artikel 8

Erfassung und Übermittlung der Fingerabdruckdaten

(1) Jeder Mitgliedstaat nimmt unter Beachtung der in der
Europäischen Menschenrechtskonvention und im Überein-
kommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes
verankerten Schutzklauseln jedem Ausländer, der mindestens
vierzehn Jahre alt ist und der in Verbindung mit dem illegalen
Überschreiten der Grenze dieses Mitgliedstaats auf dem Land-,
See- oder Luftwege aus einem Drittstaat kommend von den
zuständigen Kontrollbehörden aufgegriffen und nicht zurückge-
wiesen wird, unverzüglich die Fingerabdrücke aller Finger ab.
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(2) Der betreffende Mitgliedstaat übermittelt der Zentralein-
heit unverzüglich die folgenden Daten im Zusammenhang mit
jedem Ausländer nach Absatz 1, der nicht zurückgewiesen
wird:

a) Herkunftsmitgliedstaat, Ort und Zeitpunkt des Aufgreifens;

b) Fingerabdruckdaten;

c) Geschlecht;

d) vom Herkunftsmitgliedstaat verwendete Kennnummer;

e) Zeitpunkt der Abnahme der Fingerabdrücke;

f) Zeitpunkt der Übermittlung der Daten an die Zentraleinheit.

Artikel 9

Datenspeicherung

(1) Die in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe g) und Artikel 8
Absatz 2 genannten Daten werden in der zentralen Datenbank
gespeichert.

Unbeschadet des Artikels 3 Absatz 3 werden Daten, die der
Zentraleinheit gemäß Artikel 8 Absatz 2 übermittelt werden, in
der zentralen Datenbank ausschließlich zum Zwecke des
Vergleichs mit in der Folge an die Zentraleinheit übermittelten
Daten über Asylbewerber gespeichert.

Die Zentraleinheit darf ihr gemäß Artikel 8 Absatz 2 übermit-
telte Daten weder mit zuvor in der zentralen Datenbank gespei-
cherten Daten noch mit Daten vergleichen, die der Zentralein-
heit in der Folge gemäß Artikel 8 Absatz 2 übermittelt werden.

(2) Die in Artikel 4 Absatz 1 zweiter Satz, Artikel 4 Absatz
2 und Artikel 5 Absatz 2 vorgesehenen Verfahren sowie die
aufgrund von Artikel 4 Absatz 7 erlassenen Bestimmungen
finden Anwendung. Was den Vergleich von in der Folge an die
Zentraleinheit übermittelten Daten über Asylbewerber mit den
in Absatz 1 genannten Daten anbelangt, so gelten die in Artikel
4 Absätze 3, 5 und 6 vorgesehenen Verfahren.

Artikel 10

Aufbewahrung der Daten

(1) Jeder Datensatz betreffend einen Ausländer nach Artikel
8 Absatz 1 wird für zwei Jahre ab dem Zeitpunkt der Abnahme
der Fingerabdrücke des Ausländers in der zentralen Datenbank
aufbewahrt. Nach Ablauf dieses Zeitraums löscht die Zentral-
einheit automatisch die Daten in der zentralen Datenbank.

(2) Daten über einen Ausländer nach Artikel 8 Absatz 1
werden unverzüglich gemäß Artikel 15 Absatz 3 in der
zentralen Datenbank gelöscht, wenn dem Herkunftsmitglied-
staat vor Ablauf des Zweijahreszeitraums nach Absatz 1 einer
der folgenden Umstände bekannt wird:

a) dem Ausländer wurde eine Aufenthaltsgenehmigung erteilt;

b) der Ausländer hat das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten
verlassen;

c) der Ausländer hat die Staatsangehörigkeit eines Mitglied-
staats erworben.

KAPITEL IV

AUSLÄNDER, DIE SICH ILLEGAL IN EINEM MITGLIEDSTAAT
AUFHALTEN

Artikel 11

Vergleich der Fingerabdruckdaten

(1) Um zu überprüfen, ob ein Ausländer, der sich illegal im
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufhält, zu einem früheren
Zeitpunkt einen Asylantrag in einem anderen Mitgliedstaat
gestellt hat, kann der Mitgliedstaat der Zentraleinheit die Daten
betreffend Fingerabdrücke, die er gegebenenfalls von einem
solchen mindestens 14 Jahre alten Ausländer abgenommen hat,
zusammen mit der von diesem Mitgliedstaat verwendeten
Kennnummer übermitteln.

Eine Überprüfung, ob der Ausländer zu einem früheren Zeit-
punkt einen Asylantrag in einem anderen Mitgliedstaat gestellt
hat, ist in der Regel begründet, wenn

a) der Ausländer erklärt, dass er einen Asylantrag gestellt habe,
jedoch den Mitgliedstaat der Antragstellung nicht angibt;

b) der Ausländer kein Asyl beantragt, die Rückführung in sein
Herkunftsland jedoch mit der Begründung ablehnt, dass er
dort in Gefahr wäre, oder

c) der Ausländer seine Abschiebung anderweitig zu verhindern
versucht, indem er es ablehnt, bei der Feststellung seiner
Identität mitzuwirken, vor allem indem er keine oder
gefälschte Ausweispapiere vorlegt.

(2) Soweit die Mitgliedstaaten an dem in Absatz 1 bezeich-
neten Verfahren teilnehmen, übermitteln sie der Zentraleinheit
die Abdruckdaten aller oder zumindest der Zeigefinger der
Ausländer gemäß Absatz 1; wenn letztere fehlen, übermitteln
sie die Abdrücke aller sonstigen Finger.

(3) Die Fingerabdruckdaten von Ausländern nach Absatz 1
werden der Zentraleinheit ausschließlich zum Zwecke des
Vergleichs mit den Fingerabdruckdaten von Asylbewerbern
übermittelt, die von anderen Mitgliedstaaten übermittelt und
bereits in der zentralen Datenbank gespeichert worden sind.

Die Fingerabdruckdaten solcher Ausländer werden nicht in der
zentralen Datenbank gespeichert und auch nicht mit den der
Zentraleinheit gemäß Artikel 8 Absatz 2 übermittelten Daten
verglichen.

(4) Was den Vergleich von nach diesem Artikel übermit-
telten Fingerabdruckdaten mit den von anderen Mitgliedstaaten
übermittelten und bereits in der Zentraleinheit gespeicherten
Fingerabdruckdaten von Asylbewerbern anbelangt, so finden
die in Artikel 4 Absätze 3, 5 und 6 vorgesehenen Verfahren
sowie die gemäß Artikel 4 Absatz 7 erlassenen Bestimmungen
Anwendung.

(5) Sobald die Ergebnisse des Vergleichs dem Herkunftsmit-
gliedstaat übermittelt worden sind,

a) löscht die Zentraleinheit unverzüglich die Fingerabdruck-
daten und andere ihr nach Absatz 1 übermittelte Daten und

b) vernichtet unverzüglich die vom Herkunftsmitgliedstaat für
die Übermittlung der Daten an die Zentraleinheit verwen-
deten Datenträger, sofern der Herkunftsmitgliedstaat nicht
deren Rückgabe verlangt hat.
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KAPITEL V

ANERKANNTE FLÜCHTLINGE

Artikel 12

Sperrung von Daten

(1) Daten über einen Asylbewerber, die gemäß Artikel 4
Absatz 2 gespeichert worden sind, werden in der zentralen
Datenbank gesperrt, wenn die betreffende Person in einem
Mitgliedstaat als Flüchtling anerkannt und zugelassen worden
ist. Eine solche Sperrung wird von der Zentraleinheit auf
Anweisung des Herkunftsmitgliedstaats vorgenommen.

Solange noch keine Entscheidung gemäß Absatz 2 getroffen
worden ist, werden Treffer bezüglich Personen, die in einem
Mitgliedstaat als Flüchtling anerkannt und zugelassen wurden,
nicht übermittelt. Die Zentraleinheit teilt dem anfragenden
Mitgliedstaat ein negatives Ergebnis mit.

(2) Fünf Jahre nach Aufnahme der Tätigkeit von Eurodac
wird anhand von der Zentraleinheit erstellter verlässlicher Sta-
tistiken über die Personen, die in einem Mitgliedstaat einen
Asylantrag gestellt haben, nachdem sie in einem anderen
Mitgliedstaat als Flüchtling anerkannt und zugelassen worden
sind, gemäß den einschlägigen Bestimmungen des Vertrags
darüber entschieden, ob die Daten über Personen, die in einem
Mitgliedstaat als Flüchtling anerkannt und zugelassen worden
sind,

a) entweder gemäß Artikel 6 zum Zwecke des Vergleichs nach
Artikel 4 Absatz 3 gespeichert werden sollten

b) oder vorzeitig gelöscht werden sollten, sobald eine Person
als Flüchtling anerkannt und zugelassen worden ist.

(3) In dem in Absatz 2 Buchstabe a) angeführten Fall
werden die gemäß Absatz 1 gesperrten Daten freigegeben, und
das in Absatz 1 genannte Verfahren wird nicht länger ange-
wandt.

(4) In dem in Absatz 2 Buchstabe b) angeführten Fall
werden

a) Daten, die gemäß Absatz 1 gesperrt worden sind, von der
Zentraleinheit unverzüglich gelöscht und

b) Daten über Personen, die in der Folge als Flüchtling aner-
kannt und zugelassen werden, entsprechend Artikel 15
Absatz 3 gelöscht, sobald der Herkunftsmitgliedstaat davon
Kenntnis erhält, dass die betreffende Person in einem
Mitgliedstaat als Flüchtling anerkannt und zugelassen
worden ist.

(5) Die Durchführungsbestimmungen für die Sperrung von
Daten nach Absatz 1 und die Erstellung der Statistiken nach
Absatz 2 werden nach dem in Artikel 22 Absatz 1 vorgese-
henen Verfahren angenommen.

KAPITEL VI

VERWENDUNG DER DATEN, DATENSCHUTZ, SICHERHEIT
UND HAFTUNG

Artikel 13

Verantwortung für die Verwendung der Daten

(1) Der Herkunftsmitgliedstaat ist verantwortlich für
a) die Rechtmäßigkeit der Abnahme der Fingerabdrücke;
b) die Rechtmäßigkeit der Übermittlung der Fingerabdruck-

daten sowie der übrigen Daten nach Artikel 5 Absatz 1,
Artikel 8 Absatz 2 und Artikel 11 Absatz 2 an die Zentral-
einheit;

c) die Richtigkeit und die Aktualität der Daten bei deren Über-
mittlung an die Zentraleinheit;

d) die Rechtmäßigkeit der Speicherung, Aufbewahrung, Berich-
tigung und Löschung der Daten in der zentralen Datenbank
unbeschadet der Verantwortung der Kommission;

e) die Rechtmäßigkeit der Verwendung der von der Zentralein-
heit übermittelten Ergebnisse des Vergleichs der Fingerab-
druckdaten.

(2) Gemäß Artikel 14 trägt der Herkunftsmitgliedstaat für
die Sicherheit der Daten nach Absatz 1 vor und bei der Über-
mittlung an die Zentraleinheit sowie für die Sicherheit der
Daten, die er von der Zentraleinheit empfängt, Sorge.

(3) Der Herkunftsmitgliedstaat ist für die endgültige Identifi-
zierung der Daten gemäß Artikel 4 Absatz 6 verantwortlich.

(4) Die Kommission trägt dafür Sorge, dass die Zentralein-
heit gemäß den Bestimmungen der Verordnung und ihren
Durchführungsbestimmungen betrieben wird. Insbesondere
a) trifft sie Maßnahmen, um dafür zu sorgen, dass in der

Zentraleinheit tätige Personen die in der zentralen Daten-
bank gespeicherten Daten nur in einer dem in Artikel 1
Absatz 1 genannten Zweck von Eurodac entsprechenden
Weise verwenden;

b) stellt sie sicher, dass die in der Zentraleinheit tätigen
Personen allen Aufforderungen nachkommen, die seitens
der Mitgliedstaaten im Einklang mit der Verordnung in
Bezug auf die Speicherung, den Vergleich, die Berichtigung
und die Löschung von Daten, für die sie zuständig sind,
ergehen;

c) trifft sie die notwendigen Maßnahmen, um die Sicherheit
der Zentraleinheit gemäß Artikel 14 zu gewährleisten;

d) stellt sie sicher, dass unbeschadet des Artikels 20 und der
Befugnisse der unabhängigen Kontrollinstanz, die gemäß
Artikel 286 Absatz 2 des Vertrags eingerichtet wird, nur die
zu einer Tätigkeit in der Zentraleinheit befugten Personen
Zugang zu den in der zentralen Datenbank gespeicherten
Daten erhalten.

Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und
den Rat über die Maßnahmen, die sie gemäß Unterabsatz 1
ergreift.

Artikel 14

Sicherheit

(1) Der Herkunftsmitgliedstaat trifft die notwendigen
Maßnahmen, um
a) zu verhindern, dass Unbefugte Zugang zu den nationalen

Anlagen erhalten, in denen die Vorgänge ausgeführt werden,
die entsprechend dem Zweck von Eurodac dem Mitglied-
staat obliegen (Kontrollen am Eingang der Anlagen);
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b) zu verhindern, dass Eurodac-Daten und -Datenträger von
Unbefugten gelesen, kopiert, verändert oder gelöscht
werden (Kontrolle der Datenträger);

c) zu gewährleisten, dass nachträglich nachgeprüft und festge-
stellt werden kann, welche Daten wann und von wem in
Eurodac gespeichert worden sind (Kontrolle der Datenspei-
cherung);

d) die unbefugte Eingabe von Daten in Eurodac und jede unbe-
fugte Veränderung oder Löschung von in Eurodac gespei-
cherten Daten zu verhindern (Kontrolle der Dateneingabe);

e) zu gewährleisten, dass die zur Benutzung von Eurodac
Berechtigten ausschließlich auf die ihrer Zugriffsberechti-
gung unterliegenden Daten zugreifen können (Zugriffskon-
trolle);

f) zu gewährleisten, dass nachgeprüft und festgestellt werden
kann, welchen Behörden Eurodac-Daten mit Hilfe von
Datenübertragungseinrichtungen übermittelt werden
können (Kontrolle der Übermittlung);

g) zu verhindern, dass bei der direkten Übermittlung der Daten
an die zentrale Datenbank und umgekehrt bzw. beim Trans-
port von Datenträgern von den Mitgliedstaaten zur Zentral-
einheit und umgekehrt die Daten unbefugt gelesen, kopiert,
verändert oder gelöscht werden können (Kontrolle des
Transports).

(2) In Bezug auf den Betrieb der Zentraleinheit ist die
Kommission für die Anwendung der Maßnahmen nach Absatz
1 verantwortlich.

Artikel 15

Zugriff auf die in Eurodac gespeicherten Daten und
Berichtigung oder Löschung dieser Daten

(1) Der Herkunftsmitgliedstaat hat Zugriff auf die Daten, die
er übermittelt hat und die gemäß dieser Verordnung in der
zentralen Datenbank gespeichert sind.

Kein Mitgliedstaat darf von anderen Mitgliedstaaten übermit-
telte Daten abfragen oder solche Daten übermittelt bekommen,
mit Ausnahme der Daten, die das Ergebnis des Vergleichs nach
Artikel 4 Absatz 5 sind.

(2) Zugriff nach Absatz 1 auf die in der zentralen Daten-
bank gespeicherten Daten haben diejenigen Behörden der
Mitgliedstaaten, die von letzteren benannt worden sind. Jeder
Mitgliedstaat übermittelt der Kommission ein Verzeichnis dieser
Behörden.

(3) Unbeschadet der Löschung nach Artikel 6, Artikel 10
Absatz 1 oder Artikel 12 Absatz 4 Buchstabe a) ist lediglich der
Herkunftsmitgliedstaat berechtigt, die Daten, die er an die
Zentraleinheit übermittelt hat, durch Berichtigung oder Ergän-
zung zu verändern oder sie zu löschen.

Werden die Daten unmittelbar von dem Herkunftsmitgliedstaat
in der zentralen Datenbank gespeichert, so kann dieser die
Daten unmittelbar ändern oder löschen.

Werden die Daten nicht unmittelbar von dem Herkunftsmit-
gliedstaat in der zentralen Datenbank gespeichert, so nimmt die

Zentraleinheit auf Ersuchen dieses Mitgliedstaats Änderungen
oder Löschungen vor.

(4) Hat ein Mitgliedstaat oder die Zentraleinheit Grund zu
der Annahme, dass in der zentralen Datenbank gespeicherte
Daten sachlich falsch sind, so benachrichtigt er/sie so rasch wie
möglich den Herkunftsmitgliedstaat.

Hat ein Mitgliedstaat Grund zu der Annahme, dass die Speiche-
rung von Daten in der zentralen Datenbank im Widerspruch
zu dieser Verordnung steht, so benachrichtigt er ebenfalls den
Herkunftsmitgliedstaat so rasch wie möglich. Dieser überprüft
die betreffenden Daten und ändert oder löscht sie nötigenfalls
unverzüglich.

(5) Den Behörden eines Drittlands werden in der zentralen
Datenbank gespeicherte Daten von der Zentraleinheit weder
übermittelt noch zur Verfügung gestellt, es sei denn, dass die
Zentraleinheit hierzu im Rahmen eines Gemeinschaftsüberein-
kommens über die Kriterien und Mechanismen für die Bestim-
mung des für die Prüfung eines Asylantrags zuständigen
Mitgliedstaats ermächtigt wird.

Artikel 16

Aufzeichnung der Verarbeitungsvorgänge durch die
Zentraleinheit

(1) Die Zentraleinheit fertigt Aufzeichnungen über alle
Datenverarbeitungsvorgänge in der Zentraleinheit an. Aus
diesen Aufzeichnungen gehen der Zweck des Zugriffs, der Tag
und die Uhrzeit, die übermittelten Daten, die für eine Abfrage
verwendeten Daten und die Bezeichnung der eingebenden oder
abfragenden Stelle sowie der verantwortlichen Personen hervor.

(2) Die Aufzeichnungen dürfen nur für die datenschutz-
rechtliche Kontrolle der Zulässigkeit der Datenverarbeitung
sowie zur Gewährleistung der Datensicherheit gemäß Artikel
14 verwendet werden. Sie werden durch geeignete Maßnahmen
gegen unberechtigten Zugriff gesichert und nach einer Frist von
einem Jahr gelöscht, wenn sie nicht für ein bereits eingeleitetes
Kontrollverfahren benötigt werden.

Artikel 17

Haftung

(1) Jede Person oder jeder Mitgliedstaat, der bzw. dem durch
eine rechtswidrige Verarbeitung oder durch eine andere Hand-
lung, die den Bestimmungen dieser Verordnung zuwiderläuft,
ein Schaden entstanden ist, hat das Recht, von dem für den
erlittenen Schaden verantwortlichen Mitgliedstaat Schadener-
satz zu verlangen. Dieser Mitgliedstaat wird teilweise oder voll-
ständig von seiner Haftung befreit, wenn er nachweist, dass er
für den Umstand, durch den der Schaden eingetreten ist, nicht
verantwortlich ist.

(2) Für Schäden an der zentralen Datenbank, die darauf
zurückzuführen sind, dass ein Mitgliedstaat seinen Verpflich-
tungen aufgrund dieser Verordnung nicht nachgekommen ist,
ist dieser Mitgliedstaat haftbar, es sei denn, die Kommission hat
keine angemessenen Schritte unternommen, um den Schaden
abzuwenden oder zu mindern.
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(3) Die Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen nach
den Absätzen 1 und 2 gegen einen Mitgliedstaat unterliegt den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften des beklagten Mitglied-
staats.

Artikel 18

Rechte der von der Datenverarbeitung betroffenen
Personen

(1) Der Herkunftsmitgliedstaat unterrichtet die Personen, die
unter diese Verordnung fallen, über

a) die Identität des für die Verarbeitung Verantwortlichen und
gegebenenfalls seines Vertreters,

b) die Zwecke der Verarbeitung der Daten im Rahmen von
Eurodac,

c) die Empfänger der Daten,

d) die Verpflichtung zur Fingerabdrucknahme bei Personen im
Sinne des Artikels 4 oder Artikels 8,

e) die Auskunfts- und Berichtigungsrechte bezüglich sie betref-
fender Daten.

Die in Unterabsatz 1 genannten Informationen werden
Personen im Sinne des Artikels 4 oder Artikels 8 zum Zeit-
punkt der Fingerabdruckabnahme erteilt.

Die in Unterabsatz 1 genannten Informationen werden
Personen im Sinne des Artikels 11 spätestens zum Zeitpunkt
der Übermittlung der sie betreffenden Daten an die Zentralein-
heit erteilt. Diese Informationspflicht besteht nicht, wenn die
Erteilung dieser Informationen sich als unmöglich erweist oder
einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde.

(2) In allen Mitgliedstaaten kann jede von einer Datenverar-
beitung betroffene Person nach Maßgabe der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften und der Verfahren des jeweiligen
Mitgliedstaats die in Artikel 12 der Richtlinie 95/46/EG
genannten Rechte wahrnehmen.

Unbeschadet der Verpflichtung zur Bereitstellung anderweitiger
Informationen gemäß Artikel 12 Buchstabe a) der Richtlinie
95/46/EG hat die betroffene Person das Recht, darüber unter-
richtet zu werden, welche sie betreffenden Daten in der
zentralen Datenbank gespeichert sind und welcher Mitgliedstaat
die Daten an die Zentraleinheit übermittelt hat. Der Zugang zu
den Daten kann nur von den Mitgliedstaaten gewährt werden.

(3) In jedem Mitgliedstaat kann jede Person verlangen, dass
sachlich falsche Daten berichtigt oder unrechtmäßig gespei-
cherte Daten gelöscht werden. Die Berichtigung und die
Löschung werden ohne ungebührliche Verzögerung durch den
Mitgliedstaat, der die Daten übermittelt hat, nach seinen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften und Verfahren vorge-
nommen.

(4) Werden die Ansprüche auf Berichtigung und Löschung
in einem anderen Mitgliedstaat als dem Mitgliedstaat oder den
Mitgliedstaaten, der/die die Daten übermittelt hat/haben,
geltend gemacht, so setzen sich die Behörden dieses Mitglied-
staats mit den Behörden des betreffenden Mitgliedstaats oder
der betreffenden Mitgliedstaaten in Verbindung, damit diese die
Richtigkeit der Daten sowie die Rechtmäßigkeit ihrer Übermitt-

lung und ihrer Speicherung in der zentralen Datenbank über-
prüfen können.

(5) Zeigt sich, dass die in der zentralen Datenbank gespei-
cherten Daten sachlich falsch sind oder unrechtmäßig gespei-
chert wurden, so werden sie von dem Mitgliedstaat, der sie
übermittelt hat, gemäß Artikel 15 Absatz 3 berichtigt oder
gelöscht. Der betreffende Mitgliedstaat bestätigt der betroffenen
Person schriftlich ohne ungebührliche Verzögerung, dass er
Maßnahmen zur Berichtigung oder Löschung der sie betref-
fenden Daten ergriffen hat.

(6) Ist der Mitgliedstaat, der die Daten übermittelt hat, nicht
der Ansicht, dass die in der zentralen Datenbank gespeicherten
Daten sachlich falsch sind oder unrechtmäßig gespeichert
wurden, so teilt er der betroffenen Person ohne ungebührliche
Verzögerung in einer schriftlichen Begründung mit, warum er
nicht bereit ist, die Daten zu berichtigen oder zu löschen.

Der Mitgliedstaat teilt der betroffenen Person ebenfalls mit,
welche Schritte sie ergreifen kann, wenn sie mit der Begrün-
dung nicht einverstanden ist. Hierzu gehören Angaben darüber,
auf welche Weise bei einem Gericht oder den zuständigen
Behörden des betreffenden Mitgliedstaats Klage zu erheben
oder gegebenenfalls Beschwerde einzulegen ist, sowie Angaben
über jede finanzielle oder sonstige Unterstützung, die gemäß
den Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie den Verfahren
des betreffenden Mitgliedstaats zur Verfügung steht.

(7) Jeder Antrag nach den Absätzen 2 und 3 enthält die zur
Identifizierung der betroffenen Person erforderlichen Angaben
einschließlich der Fingerabdrücke. Diese Daten werden
ausschließlich für die Wahrnehmung der in den Absätzen 2
und 3 genannten Rechte verwendet und anschließend unver-
züglich vernichtet.

(8) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten arbeiten
aktiv zusammen, damit die Ansprüche im Sinne der Absätze 3,
4 und 5 unverzüglich erfüllt werden.

(9) In jedem Mitgliedstaat leistet die nationale Kontrollstelle
gemäß Artikel 28 Absatz 4 der Richtlinie 95/46/EG der betrof-
fenen Person bei der Wahrnehmung ihrer Rechte Unterstüt-
zung.

(10) Die nationale Kontrollstelle des Mitgliedstaats, der die
Daten übermittelt hat, und die nationale Kontrollstelle des
Mitgliedstaats, in dem sich die betroffene Person aufhält, unter-
stützen und — wenn sie darum ersucht werden — beraten
diese bei der Wahrnehmung ihres Rechts auf Berichtigung oder
Löschung von Daten. Beide nationale Kontrollstellen arbeiten
zu diesem Zweck zusammen. Ersuchen um Unterstützung
können an die nationale Kontrollstelle des Aufenthaltsmitglied-
staats gerichtet werden, der die Ersuchen an die Stelle des
Mitgliedstaats weiterleitet, der die Daten übermittelt hat. Alter-
nativ hierzu kann die betroffene Person unmittelbar die
gemeinsame Kontrollstelle nach Artikel 20 um Unterstützung
ersuchen.

(11) In allen Mitgliedstaaten kann jede Person nach Maßgabe
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften und Verfahren des
betreffenden Mitgliedstaats bei einem Gericht oder den zustän-
digen Behörden dieses Staates Klage erheben oder gegebenen-
falls Beschwerde einlegen, wenn ihr das in Absatz 2 vorgese-
hene Auskunftsrecht verweigert wird.
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(12) Jede Person kann nach Maßgabe der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften und der Verfahren des Mitgliedstaats,
der die Daten übermittelt hat, hinsichtlich der sie betreffenden,
in der zentralen Datenbank gespeicherten Daten bei einem
Gericht oder den zuständigen Behörden dieses Staates Klage
erheben oder gegebenenfalls Beschwerde einlegen, um ihre
Rechte nach Absatz 3 geltend zu machen. Die Verpflichtung
der nationalen Kontrollstellen zur Unterstützung und — sofern
beantragt — zur Beratung der betroffenen Person gemäß
Absatz 10 bleibt während des ganzen Verfahrens bestehen.

Artikel 19

Nationale Kontrollstelle

(1) Jeder Mitgliedstaat sieht vor, dass die gemäß Artikel 28
Absatz 1 der Richtlinie 95/46/EG benannte(n) nationale(n)
Kontrollstelle(n) nach Maßgabe des jeweiligen nationalen
Rechts die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten gemäß dieser Verordnung durch den betreffenden
Mitgliedstaat einschließlich der Übermittlung dieser Daten an
die Zentraleinheit unabhängig überwacht/überwachen.

(2) Jeder Mitgliedstaat trägt dafür Sorge, dass seine nationale
Kontrollstelle die Möglichkeit hat, sich von Personen mit
ausreichender Kenntnis im Bereich der Daktyloskopie beraten
zu lassen.

Artikel 20

Gemeinsame Kontrollstelle

(1) Es wird eine unabhängige gemeinsame Kontrollstelle
eingerichtet, die sich aus höchstens zwei Vertretern der natio-
nalen Kontrollstellen eines jeden Mitgliedstaats zusammensetzt.
Jede Delegation hat eine Stimme.

(2) Die gemeinsame Kontrollstelle hat die Aufgabe, die
Tätigkeit der Zentraleinheit daraufhin zu kontrollieren, ob
durch die Verarbeitung oder Nutzung der bei der Zentraleinheit
vorhandenen Daten die Rechte der betroffenen Personen
verletzt werden. Darüber hinaus kontrolliert sie die Rechtmä-
ßigkeit der Übermittlung personenbezogener Daten an die
Mitgliedstaaten durch die Zentraleinheit.

(3) Die gemeinsame Kontrollstelle ist zuständig für die
Prüfung von Anwendungsfragen im Zusammenhang mit dem
Betrieb von Eurodac, die Prüfung von Fragen im Zusammen-
hang mit den von den nationalen Kontrollstellen vorgenom-
menen Kontrollen und die Erarbeitung von Empfehlungen im
Hinblick auf die gemeinsame Lösung bestehender Probleme.

(4) Die gemeinsame Kontrollstelle wird bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben bei Bedarf aktiv von den nationalen Kontroll-
stellen unterstützt.

(5) Die gemeinsame Kontrollstelle kann sich durch Personen
mit ausreichender Kenntnis im Bereich der Daktyloskopie
beraten lassen.

(6) Die Kommission unterstützt die gemeinsame Kontroll-
stelle bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. Insbesondere erteilt sie
der gemeinsamen Kontrollstelle die erbetenen Auskünfte und

gewährt Einsicht in alle Unterlagen und Akten sowie Zugriff
auf die gespeicherten Daten und jederzeit Zutritt zu allen
Diensträumen.

(7) Die gemeinsame Kontrollstelle gibt sich durch einstim-
migen Beschluss eine Geschäftsordnung. Sie wird von einem
Sekretariat unterstützt, dessen Aufgaben in der Geschäftsord-
nung festgelegt werden.

(8) Die Berichte der gemeinsamen Kontrollstelle werden
veröffentlicht und den Behörden, denen die Berichte der natio-
nalen Kontrollstellen vorgelegt werden, sowie informations-
halber dem Europäischen Parlament, dem Rat und der
Kommission übermittelt. Darüber hinaus kann die gemeinsame
Kontrollstelle dem Europäischen Parlament, dem Rat und der
Kommission jederzeit Bemerkungen oder Verbesserungsvor-
schläge im Hinblick auf die von ihr zu erfüllenden Aufgaben
vorlegen.

(9) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nehmen die
Mitglieder der gemeinsamen Kontrollstelle von keiner Regie-
rung oder Einrichtung Weisungen entgegen.

(10) Die gemeinsame Kontrollstelle wird zu dem sie betref-
fenden Teil des Verwaltungshaushaltsplans der Eurodac-
Zentraleinheit konsultiert. Ihre Stellungnahme wird dem Haus-
haltsplanentwurf beigefügt.

(11) Die gemeinsame Kontrollstelle wird mit Errichtung der
unabhängigen Kontrollinstanz nach Artikel 286 Absatz 2 des
Vertrags aufgelöst. Die unabhängige Kontrollstelle nimmt den
Platz der gemeinsamen Kontrollstelle ein und alle Befugnisse
wahr, die ihr durch den Rechtsakt, mit dem sie errichtet wird,
übertragen werden.

KAPITEL VII

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 21

Kosten

(1) Die Kosten im Zusammenhang mit der Einrichtung und
dem Betrieb der Zentraleinheit gehen zu Lasten des Gesamt-
haushaltsplans der Europäischen Union.

(2) Die Kosten für die nationalen Einheiten und die Kosten
für deren Anbindung an die zentrale Datenbank werden von
den Mitgliedstaaten getragen.

(3) Die Kosten für die Übermittlung der Daten aus dem
Herkunftsmitgliedstaat sowie die Übermittlung der Ergebnisse
des Vergleichs an diesen Mitgliedstaat werden von diesem
getragen.

Artikel 22

Durchführungsbestimmungen

(1) Der Rat nimmt die zu folgenden Zwecken erforderlichen
Durchführungsbestimmungen mit der in Artikel 205 Absatz 2
des Vertrags festgelegten Mehrheit an:
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— Festlegung des Verfahrens nach Artikel 4 Absatz 7,
— Festlegung des Verfahrens für die Sperrung der Daten nach

Artikel 12 Absatz 1,
— Erstellung der Statistiken nach Artikel 12 Absatz 2.

In Fällen, in denen diese Durchführungsbestimmungen Auswir-
kungen auf die von den Mitgliedstaaten zu tragenden Betriebs-
kosten haben, beschließt der Rat einstimmig.

(2) Die Maßnahmen, auf die in Artikel 3 Absatz 4 verwiesen
wird, werden nach dem in Artikel 23 Absatz 2 genannten
Verfahren beschlossen.

Artikel 23

Ausschuss

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf das Verfahren dieses Absatzes Bezug
genommen, so gelten die Artikel 5 und 7 des Beschlusses
1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
486/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 24

Jahresbericht: Überwachung und Bewertung

(1) Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parla-
ment und dem Rat jährlich einen Bericht über die Tätigkeit der
Zentraleinheit. Der jährliche Bericht gibt unter anderem
Aufschluss über Verwaltung und Leistung von „Eurodac“
gemessen an Mengenindikatoren, die für die in Absatz 2
genannten Ziele vorgegeben werden.

(2) Die Kommission trägt dafür Sorge, dass Systeme zur
Verfügung stehen, um die Funktionsweise der Zentraleinheit
gemessen an den Zielen hinsichtlich Leistung, Kostenwirksam-
keit und Qualität der Dienstleistung zu überwachen.

(3) Die Kommission unterzieht die Arbeitsweise der Zentral-
einheit regelmäßig einer Bewertung, um festzustellen, ob diese
ihre Ziele kostenwirksam erreicht hat, und um Leitlinien zur
Verbesserung der Effizienz künftiger Vorgänge zu erarbeiten.

(4) Ein Jahr, nachdem Eurodac seine Tätigkeit aufgenommen
hat, legt die Kommission einen Bewertungsbericht über die
Zentraleinheit vor, in dem sie im Wesentlichen das Verhältnis
zwischen erwarteter und tatsächlicher Nachfrage prüft, auf

operative und administrative Fragen im Lichte der Erfahrungen
eingeht und Möglichkeiten für kurzfristige Verbesserungen der
operativen Praxis aufzeigt.

(5) Drei Jahre nachdem Eurodac seine Tätigkeit aufge-
nommen hat, und sodann alle sechs Jahre, legt die Kommission
eine umfassende Bewertung von Eurodac vor, in der sie die
Ergebnisse an den Zielen misst, ein Urteil darüber abgibt, ob
die grundlegenden Prinzipien weiterhin gültig sind und alle
gebotenen Schlussfolgerungen für künftige Tätigkeiten zieht.

Artikel 25

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass bei einer dem in Artikel
1 Absatz 1 genannten Zweck von Eurodac zuwiderlaufenden
Verwendung von Daten, die in der zentralen Datenbank gespei-
chert sind, entsprechende Sanktionen verhängt werden.

Artikel 26

Territorialer Anwendungsbereich

Die Bestimmungen dieser Verordnung sind nicht anwendbar
auf Gebiete, für die das Dubliner Übereinkommen nicht gilt.

Artikel 27

Inkrafttreten und Anwendbarkeit

(1) Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffentlichung
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

(2) Der Tag, ab dem diese Verordnung gilt und Eurodac
seine Tätigkeit aufnimmt, wird in einer im Amtsblatt der Europä-
ischen Gemeinschaften veröffentlichten Mitteilung der Kommis-
sion bekannt gegeben, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:

a) jeder Mitgliedstaaten hat der Kommission mitgeteilt, dass er
die technischen Vorkehrungen getroffen hat, die für die
Übermittlung der Daten an die Zentraleinheit entsprechend
den Durchführungsbestimmungen nach Artikel 4 Absatz 7
und für die Erfüllung der Durchführungsbestimmungen
nach Artikel 12 Absatz 5 erforderlich sind, und

b) die Kommission hat die technischen Vorkehrungen
getroffen, die erforderlich sind, damit die Zentraleinheit ihre
Tätigkeit entsprechend den Durchführungsbestimmungen
nach Artikel 4 Absatz 7 und Artikel 12 Absatz 5
aufnehmen kann.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Brüssel am 11. Dezember 2000.

Im Namen des Rates

Der Präsident

H. VÉDRINE
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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 407/2002 DES RATES
vom 28. Februar 2002

zur Festlegung von Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 über die
Einrichtung von „Eurodac“ für den Vergleich von Fingerabdrücken zum Zwecke der effektiven

Anwendung des Dubliner Übereinkommens

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 des Rates
vom 11. Dezember 2000 über die Einrichtung von „Eurodac“
für den Vergleich von Fingerabdrücken zum Zwecke der effek-
tiven Anwendung des Dubliner Übereinkommens (1) (nachste-
hend „Eurodac-Verordnung“ genannt), insbesondere auf Artikel
22 Absatz 1 der Verordnung,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 22 Absatz 1 der Eurodac-Verordnung
nimmt der Rat die Durchführungsbestimmungen an, die
erforderlich sind, um das Verfahren nach Artikel 4
Absatz 7 und das Verfahren für die Sperrung der Daten
nach Artikel 12 Absatz 1 festzulegen und die Statistiken
nach Artikel 12 Absatz 2 der Eurodac-Verordnung zu
erstellen.

(2) Dänemark beteiligt sich gemäß den Artikeln 1 und 2 des
dem Vertrag über die Europäische Union und dem
Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
beigefügten Protokolls über die Position Dänemarks
nicht an der Annahme dieser Verordnung, die Dänemark
gegenüber somit nicht bindend ist und auf diesen
Mitgliedstaat keine Anwendung findet —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) „Zentraleinheit“ die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a) der
Eurodac-Verordnung genannte Zentraleinheit;

b) „Datenbank“ die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) der
Eurodac-Verordnung genannte zentrale automatisierte
Datenbank;

c) „Abgleich“ den Vorgang der Überprüfung auf Übereinstim-
mung von in der Datenbank gespeicherten Fingerabdruck-
daten mit den von einem Mitgliedstaat übermittelten Finger-
abdruckdaten.

Artikel 2

Übermittlung

(1) Die Digitalisierung der Fingerabdrücke und deren Über-
mittlung erfolgen in dem in Anhang I bezeichneten Daten-
format. Die Zentraleinheit legt die technischen Anforderungen
für die Übermittlung der Datenformate zwischen den Mitglied-
staaten und der Zentraleinheit und umgekehrt fest, sofern dies
für den effizienten Betrieb der Zentraleinheit erforderlich ist.
Die Zentraleinheit stellt sicher, dass die von den Mitgliedstaaten
übermittelten Fingerabdruckdaten im computergestützten
Fingerabdruckerkennungssystem abgeglichen werden können.

(2) Die Mitgliedstaaten sollten die Daten nach Artikel 5
Absatz 1 der Eurodac-Verordnung auf elektronischem Weg
übermitteln. Die Zentraleinheit legt die technischen Anforde-
rungen fest, mit denen eine ordnungsgemäße elektronische
Übermittlung der Daten zwischen den Mitgliedstaaten und der
Zentraleinheit und umgekehrt gewährleistet werden kann,
sofern dies für den effizienten Betrieb der Zentraleinheit erfor-
derlich ist. Die Übermittlung der Daten in Papierform anhand
des Formblatts gemäß Anhang II oder auf sonstigen Datenträ-
gern (Disketten, CD-ROM oder sonstigen in der Zukunft
entwickelten und allgemein verwendeten Datenträger) sollte auf
Fälle anhaltender technischer Störungen begrenzt bleiben.

(3) Die Kennnummer nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe d)
der Eurodac-Verordnung muss die eindeutige Zuordnung der
Daten zu einer bestimmten Person und zu dem die Daten
übermittelnden Mitgliedstaat ermöglichen. Weiterhin muss sie
die Aussage ermöglichen, ob sich diese Daten auf einen Asylbe-
werber oder eine Person nach Artikel 8 oder Artikel 11 der
Eurodac-Verordnung beziehen. Die Kennnummer beginnt mit
dem oder den Kennbuchstaben, mit dem oder denen gemäß der
in Anhang I genannten Norm die die Daten übermittelnden
Mitgliedstaaten bezeichnet werden. Dem oder den Kennbuch-
staben folgt die Kennung für die Personenkategorien. Dabei
werden Daten von Asylbewerbern mit „1“, von Personen nach
Artikel 8 der Eurodac-Verordnung mit „2“ und von Personen
nach Artikel 11 der Eurodac-Verordnung mit „3“ gekenn-
zeichnet. Die Zentraleinheit legt die von den Mitgliedstaaten
anzuwendenden technischen Verfahren fest, mit denen gewähr-
leistet werden kann, dass bei der Zentraleinheit eindeutige
Daten eingehen.(1) ABl. L 316 vom 15.12.2000, S. 1.
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(4) Die Zentraleinheit bestätigt den Empfang der übermit-
telten Daten unverzüglich. Zu diesem Zweck legt die Zentral-
einheit die technischen Anforderungen fest, mit denen gewähr-
leistet werden kann, dass die Mitgliedstaaten auf Anfrage eine
Empfangsbestätigung erhalten.

Artikel 3

Durchführung des Abgleichs und Übermittlung des Ergeb-
nisses

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Übermittlung der
Fingerabdruckdaten in einer für einen Abgleich durch das
computergestützte Fingerabdruckerkennungssystem geeigneten
Qualität. Erforderlichenfalls definiert die Zentraleinheit die
geeignete Qualität der übermittelten Fingerabdruckdaten, um
zu gewährleisten, dass die von ihr vorgenommenen Abgleiche
zu möglichst genauen Ergebnissen führen. Die Zentraleinheit
überprüft unverzüglich die Qualität der übermittelten Fingerab-
druckdaten. Falls Fingerabdruckdaten für Abgleiche durch das
computergestützte Fingerabdruckerkennungssystem ungeeignet
sind, ersucht die Zentraleinheit den Mitgliedstaat unverzüglich
um Übermittlung qualitativ geeigneter Fingerabdruckdaten.

(2) Die Zentraleinheit führt die Abgleiche in der Reihenfolge
des Eingangs der Anfragen durch. Jede Anfrage muss innerhalb
von 24 Stunden bearbeitet sein. Ein Mitgliedstaat kann bei
Anfragen nach Abgleichen, die auf elektronischem Wege über-
mittelt wurden, aus Gründen des innerstaatlichen Rechts
verlangen, dass besonders eilbedürftige Abgleiche innerhalb
einer Stunde durchgeführt werden. Können diese Bearbeitungs-
zeiten aus Gründen, die die Zentraleinheit nicht zu vertreten
hat, nicht eingehalten werden, bearbeitet die Zentraleinheit die
Anfrage nach Wegfall dieser Gründe prioritär. In diesen Fällen
legt die Zentraleinheit die Kriterien für die prioritäre Behand-
lung von Anfragen fest, sofern dies für den effizienten Betrieb
der Zentraleinheit erforderlich ist.

(3) Die Zentraleinheit legt die operativen Verfahren für die
Verarbeitung der empfangenen Daten und für die Übermittlung
der Ergebnisse der Abgleiche fest, sofern dies für den effizienten
Betrieb der Zentraleinheit erforderlich ist.

Artikel 4

Mitteilungen zwischen den Mitgliedstaaten und der
Zentraleinheit

Die Übermittlung von Daten zwischen den Mitgliedstaaten und
der Zentraleinheit erfolgt unter Verwendung der IDA-Basis-
dienste, die in der Entscheidung Nr. 1719/1999/EG des

Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juli 1999
über Leitlinien einschließlich der Festlegung von Projekten von
gemeinsamem Interesse für transeuropäische Netze zum elek-
tronischen Datenaustausch zwischen Verwaltungen (IDA) (1)
vorgesehen sind. Die Zentraleinheit legt die technischen
Verfahren für die Verwendung der IDA-Basisdienste fest, sofern
dies für den effizienten Betrieb der Zentraleinheit erforderlich
ist.

Artikel 5

Sonstige Aufgaben der Zentraleinheit

(1) Die Zentraleinheit trennt mit geeigneten technischen
Mitteln die Daten der Asylbewerber und die Daten der in
Artikel 8 der Eurodac-Verordnung bezeichneten Personen, die
in der Datenbank gespeichert sind.

(2) Aufgrund einer Mitteilung des Mitgliedstaats versieht die
Zentraleinheit die Daten von Personen, die als Flüchtling aner-
kannt und zugelassen wurden, mit einem geeigneten Erken-
nungszeichen und trennt sie mit geeigneten technischen
Mitteln von den übrigen in der Datenbank gespeicherten Daten.
Liegt eine Entscheidung nach Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a)
der Eurodac-Verordnung vor, findet Satz 1 keine Anwendung
mehr. Die Zentraleinheit entfernt die Erkennungszeichen und
hebt die Trennung der Daten auf.

(3) Die Zentraleinheit erstellt vier Jahre und sechs Monate
nach Aufnahme der Tätigkeit von Eurodac eine Statistik, aus
der hervorgeht,

a) die Anzahl der Personen, die nach ihrer Anerkennung und
Zulassung als Flüchtling in einem Mitgliedstaat in einem
anderen Mitgliedstaat einen weiteren Asylantrag gestellt
haben,

b) die Anzahl der Personen, die in mehr als einem Mitglied-
staat als Flüchtlinge anerkannt und zugelassen wurden,

c) die Mitgliedstaaten, in denen Flüchtlinge ein weiteres Mal
Asyl beantragt haben, wobei

— für jeden Mitgliedstaat die Zahl der Asylbewerber ange-
geben wird, die trotz der Zuerkennung der Flüchtlingsei-
genschaft in diesem Staat in einem anderen Mitgliedstaat
Asyl beantragt haben, und ihre Anzahl pro letzterem
Mitgliedstaat;

— für jeden Mitgliedstaat die Zahl der Asylbewerber ange-
geben wird, denen in einem anderen Mitgliedstaat
bereits die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde, und
ihre Anzahl pro letzterem Mitgliedstaat.

(4) Die Zentraleinheit stellt sicher, dass gemäß Artikel 4
Absatz 4 der Eurodac-Verordnung Abgleiche aufgrund eines
Antrags eines Mitgliedstaats sich auch auf die von diesem selbst
zu einem früheren Zeitpunkt übermittelten Daten erstrecken
können.

(1) ABl. L 203 vom 3.8.1999, S. 1.
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Artikel 6

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

(2) Der Rat überprüft die Anwendung dieser Verordnung innerhalb von vier Jahren nach Beginn der
Tätigkeit von Eurodac.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Brüssel am 28. Februar 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident

A. ACEBES PANIAGUA
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ANHANG I

Datenformat für den Austausch von Fingerabdruckdaten

Folgendes Format für den Austausch von Fingerabdruckdaten wird festgelegt:

ANSI/NIST — CSL 1 1993

und alle zukünftigen Fortentwicklungen dieses Standards.

Norm für die Kennbuchstaben der Mitgliedstaaten

Es gilt folgende ISO-Norm:

ISO 3166 — 2-Buchstaben-Code
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ANHANG II
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RICHTLINIE 2001/40/EG DES RATES
vom 28. Mai 2001

über die gegenseitige Anerkennung von Entscheidungen über die Rückführung von
Drittstaatsangehörigen

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 63 Nummer 3,

auf Initiative der Französischen Republik (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach dem Vertrag erlässt der Rat einwanderungspoliti-
sche Maßnahmen in den Bereichen Einreise- und Aufent-
haltsvoraussetzungen, aber auch illegale Einwanderung
und illegaler Aufenthalt.

(2) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung am 15. und
16. Oktober 1999 in Tampere seinen Willen zum
Aufbau eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts bekräftigt. Eine gemeinsame europäische Asyl-
und Migrationspolitik sollte dementsprechend darauf
abzielen, eine gerechte Behandlung von Drittstaatsange-
hörigen und parallel dazu eine bessere Steuerung der
Migrationsströme sicherzustellen.

(3) Die Notwendigkeit der Sicherstellung einer größeren
Effizienz bei der Vollstreckung von Rückführungsent-
scheidungen sowie einer besseren Zusammenarbeit der
Mitgliedstaaten erfordert die gegenseitige Anerkennung
von Rückführungsentscheidungen.

(4) Entscheidungen über die Rückführung von Drittstaatsan-
gehörigen sollten im Einklang mit den Grundrechten
erlassen werden, die in der Europäischen Konvention
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
vom 4. November 1950, insbesondere in deren Artikeln
3 und 8, sowie dem Genfer Abkommen über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 garantiert
sind und die sich aus den den Mitgliedstaaten gemein-
samen Verfassungsprinzipien ergeben.

(5) Das Ziel der geplanten Maßnahme, nämlich eine Zusam-
menarbeit der Mitgliedstaaten im Bereich der Rückfüh-
rung von Drittstaatsangehörigen, lässt sich auf der Ebene
der Mitgliedstaaten nicht vollständig erreichen; es kann
im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip wegen der
Wirkungen der beabsichtigten Maßnahme daher besser
auf Gemeinschaftsebene verwirklicht werden. Diese
Richtlinie geht nicht über das zur Erreichung dieses Ziels
erforderliche Maß hinaus.

(6) Gemäß Artikel 3 des Protokolls über die Position des
Vereinigten Königreichs und Irlands im Anhang zum
Vertrag über die Europäische Union und zum Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft hat das
Vereinigte Königreich mit Schreiben vom 18. Oktober

2000 mitgeteilt, dass es sich an der Annahme und
Anwendung dieser Richtlinie beteiligen möchte.

(7) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des Protokolls über die
Position Dänemarks, das dem Vertrag über die Europä-
ische Union und dem Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft beigefügt ist, beteiligt sich Däne-
mark nicht an der Annahme dieser Richtlinie, die diesen
Mitgliedstaat somit nicht bindet und auf ihn keine
Anwendung findet. Da mit dieser Richtlinie der
Schengen-Besitzstand in Anwendung der Bestimmungen
des Titels IV des Vertrags zur Gründung der Europä-
ischen Gemeinschaft weiterentwickelt werden soll,
beschließt Dänemark gemäß Artikel 5 dieses Protokolls
innerhalb von sechs Monaten, nachdem der Rat diese
Richtlinie erlassen hat, ob es die Richtlinie in sein inner-
staatliches Recht umsetzt.

(8) Für die Republik Island und das Königreich Norwegen
stellt diese Richtlinie eine Weiterentwicklung des
Schengen-Besitzstands im Sinne des vom Rat der
Europäischen Union am 18. Mai 1999 mit diesen beiden
Staaten geschlossenen Übereinkommens dar. Wenn die
in diesem Übereinkommen vorgesehenen Verfahren
abgeschlossen sind, finden die sich aus dieser Richtlinie
ergebenden Rechte und Pflichten auch auf diese beiden
Staaten und auf die Beziehungen zwischen ihnen und
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, an
die diese Richtlinie gerichtet ist, Anwendung —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Unbeschadet der Verpflichtungen, die sich aus Artikel 23
und der Anwendung von Artikel 96 des am 19. Juni 1990 in
Schengen unterzeichneten Übereinkommens zur Durchführung
des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985, nach-
stehend „Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkom-
mens von Schengen“ genannt, ergeben, soll mit dieser Richt-
linie die Anerkennung einer Rückführungsentscheidung ermög-
licht werden, die von einer zuständigen Behörde eines Mitglied-
staats — nachstehend „Entscheidungsmitgliedstaat“ genannt —
gegenüber einem Drittstaatsangehörigen erlassen wurde, der
sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats — nachste-
hend „Vollstreckungsmitgliedstaat“ genannt — aufhält.

(2) Jede nach Absatz 1 getroffene Entscheidung wird gemäß
den Rechtsvorschriften des Vollstreckungsmitgliedstaats durch-
geführt.

(3) Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf Familienan-
gehörige von Unionsbürgern, die ihr Recht auf Freizügigkeit
ausgeübt haben.

(1) ABl. C 243 vom 24.8.2000, S. 1.
(2) Stellungnahme vom 13. März 2001 (noch nicht im Amtsblatt veröf-

fentlicht).
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Artikel 2

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a) „Drittstaatsangehöriger“ jede Person, die nicht Staatsangehö-
riger eines Mitgliedstaats ist;

b) „Rückführungsentscheidung“ jede von einer zuständigen
Verwaltungsbehörde eines Entscheidungsmitgliedstaats erlas-
sene Entscheidung, mit der die Rückführung angeordnet
wird;

c) „Vollstreckungsmaßnahme“ jede Maßnahme, die vom Voll-
streckungsmitgliedstaat im Hinblick auf die Durchführung
einer Rückführungsentscheidung getroffen wird.

Artikel 3

(1) Die Rückführung nach Artikel 1 betrifft die folgenden
Fälle:

a) Gegen den Drittstaatsangehörigen ergeht eine Rückfüh-
rungsentscheidung, die mit einer schwerwiegenden und
akuten Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung
oder die nationale Sicherheit begründet ist und die in den
folgenden Fällen erlassen wird:

— Verurteilung des Drittstaatsangehörigen durch den
Entscheidungsmitgliedstaat aufgrund einer Straftat, die
mit einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr
bedroht ist;

— begründeter Verdacht, dass der Drittstaatsangehörige
schwere Straftaten begangen hat, oder konkrete
Hinweise, dass er solche Taten im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats plant.

Falls die betroffene Person im Besitz eines Aufenthaltstitels
ist, der vom Vollstreckungsmitgliedstaat oder von einem
anderen Mitgliedstaat ausgestellt wurde, so konsultiert der
Vollstreckungsmitgliedstaat — unbeschadet des Artikels 25
Absatz 2 des Übereinkommens zur Durchführung des Über-
einkommens von Schengen — den Entscheidungsmitglied-
staat und den Mitgliedstaat, der diesen Titel ausgestellt hat.
Liegt eine im Rahmen dieses Buchstabens erlassene Rück-
führungsentscheidung vor, so kann der Aufenthaltstitel
eingezogen werden, sofern das nationale Recht des Ausstel-
lerstaats dies zulässt.

b) Gegen den Drittstaatsangehörigen ergeht eine Rückfüh-
rungsentscheidung, die mit einem Verstoß gegen die inner-
staatlichen Rechtsvorschriften über die Einreise oder den
Aufenthalt von Ausländern begründet ist.

In den beiden unter den Buchstaben a) und b) genannten Fällen
darf die Rückführungsentscheidung vom Entscheidungsmit-
gliedstaat weder aufgeschoben noch ausgesetzt werden.

(2) Die Mitgliedstaaten führen diese Richtlinie unter Beach-
tung der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch.

(3) Die Anwendung dieser Richtlinie erfolgt unbeschadet der
Bestimmungen des Übereinkommens über die Bestimmung des
zuständigen Staates für die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat
der Europäischen Gemeinschaften gestellten Asylantrags
(Dubliner Übereinkommen) sowie der Rückübernahmeab-
kommen zwischen Mitgliedstaaten.

Artikel 4

Die Mitgliedstaaten vergewissern sich, dass der Drittstaatsange-
hörige nach dem Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats einen

Rechtsbehelf gegen jede in Artikel 1 Absatz 2 vorgesehene
Maßnahme einlegen kann.

Artikel 5

Der Schutz der personenbezogenen Daten und die Datensicher-
heit werden gemäß der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten und zum freien Datenverkehr (1) gewährleistet.

Unbeschadet der Artikel 101 und 102 des Übereinkommens
zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen werden
die Dateien mit personenbezogenen Daten im Rahmen dieser
Richtlinie nur zu den darin vorgesehenen Zwecken genutzt.

Artikel 6

Die Behörden des Entscheidungsmitgliedstaats und des Voll-
streckungsmitgliedstaats nutzen jedes geeignete Mittel der
Zusammenarbeit und des Informationsaustauschs für die
Durchführung dieser Richtlinie.

Der Entscheidungsmitgliedstaat übermittelt dem Voll-
streckungsmitgliedstaat schnellstmöglich auf geeignetem Wege
alle erforderlichen Dokumente, um die endgültige Vollstreck-
barkeit der Entscheidung nachzuweisen, gegebenenfalls gemäß
den einschlägigen Bestimmungen des Sirene-Handbuchs.

Der Vollstreckungsmitgliedstaat prüft zuvor die Lage der
betroffenen Person, um sich zu vergewissern, dass weder die
einschlägigen internationalen Übereinkünfte noch die maßgeb-
lichen innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Vollstreckung der
Rückführungsentscheidung entgegenstehen.

Der Vollstreckungsmitgliedstaat setzt den Entscheidungsmit-
gliedstaat von der Durchführung der Vollstreckungsmaßnahme
in Kenntnis.

Artikel 7

Die Mitgliedstaaten gleichen die finanziellen Ungleichgewichte,
die aus der Anwendung dieser Richtlinie entstehen können,
untereinander aus, wenn die Rückführung nicht auf Kosten des
(der) betroffenen Drittstaatsangehörigen erfolgen kann.

Damit dieser Artikel angewandt werden kann, nimmt der Rat
auf Vorschlag der Kommission vor dem 2. Dezember 2002 die
geeigneten Kriterien und praktischen Einzelheiten an. Diese
Kriterien und praktischen Einzelheiten gelten auch für die
Durchführung von Artikel 24 des Übereinkommens zur Durch-
führung des Übereinkommens von Schengen.

Artikel 8

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
vor dem 2. Dezember 2002 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezug-
nahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

(1) ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31.
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Artikel 9

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 10

Diese Richtlinie ist gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft an die Mitglied-
staaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 28. Mai 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

T. BODSTRÖM
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RICHTLINIE 2001/51/EG DES RATES
vom 28. Juni 2001

zur Ergänzung der Regelungen nach Artikel 26 des Übereinkommens zur Durchführung des
Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 61 Buchstabe a) und
Artikel 63 Nummer 3 Buchstabe b),

auf Initiative der Französischen Republik (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Um die illegale Einwanderung wirksam zu bekämpfen,
ist es von grundlegender Bedeutung, dass sich alle
Mitgliedstaaten einen Regelungsrahmen geben, der die
Verpflichtungen der Beförderungsunternehmen festlegt,
die ausländische Staatsangehörige in das Hoheitsgebiet
der Mitgliedstaaten verbringen. Damit dieses Ziel wirk-
samer erreicht werden kann, ist ferner unter Berücksich-
tigung der Unterschiede in den Rechtsordnungen und
der Rechtspraxis der Mitgliedstaaten eine möglichst weit
gehende Harmonisierung der derzeit in den Mitglied-
staaten vorgesehenen finanziellen Sanktionen für Beför-
derungsunternehmen, die sich nicht an diese Kontroll-
verpflichtungen halten, angezeigt.

(2) Diese Maßnahme gehört zu einem Regelungspaket zur
Kontrolle der Zuwanderungsströme und zur Bekämp-
fung der illegalen Einwanderung.

(3) Die Anwendung dieser Richtlinie beeinträchtigt nicht die
Verpflichtungen aus dem Genfer Abkommen über die
Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 in der
Fassung des New Yorker Protokolls vom 31. Januar
1967.

(4) Den Mitgliedstaaten sollte unbenommen bleiben, zusätz-
liche Maßnahmen oder Sanktionen gegen die Beförde-
rungsunternehmen beizubehalten oder einzuführen,
unabhängig davon, ob diese unter diese Richtlinie fallen
oder nicht.

(5) Die Mitgliedstaaten sollten dafür sorgen, dass bei jedem
gegen Beförderungsunternehmen eingeleiteten
Verfahren, das eine Verhängung von Sanktionen zur
Folge haben kann, das Recht auf Verteidigung und
Rechtsbehelf gegen derartige Entscheidungen wirksam in
Anspruch genommen werden kann.

(6) Diese Richtlinie stellt eine Weiterentwicklung des
Schengen-Besitzstands im Sinne des Protokolls zu dessen
Einbeziehung in den Rahmen der Europäischen Union
dar; dieser Besitzstand ist in Anhang A des Beschlusses
1999/435/EG des Rates vom 20. Mai 1999 zur Bestim-
mung des Schengen-Besitzstands zwecks Festlegung der

Rechtsgrundlagen für jede Bestimmung und jeden
Beschluss, die diesen Besitzstand bilden, nach Maßgabe
der einschlägigen Bestimmungen des Vertrags zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft und des Vertrags
über die Europäische Union (3) festgelegt.

(7) Nach Artikel 3 des Protokolls über die Position des
Vereinigten Königreichs und Irlands zum Vertrag über
die Europäische Union und zum Vertrag zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft hat das Vereinigte
Königreich mit Schreiben vom 25. Oktober 2000 mitge-
teilt, dass es sich an der Annahme und Anwendung
dieser Richtlinie beteiligen möchte.

(8) Nach Artikel 1 des genannten Protokolls beteiligt sich
Irland nicht an der Annahme dieser Richtlinie. Daher
gelten vorbehaltlich des Artikels 4 des genannten Proto-
kolls die Bestimmungen dieser Richtlinie nicht für Irland.

(9) Nach den Artikeln 1 und 2 des Protokolls über die
Position Dänemarks zum Vertrag über die Europäische
Union und zum Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft beteiligt sich Dänemark nicht an der
Annahme dieser Richtlinie, die daher für Dänemark
nicht bindend oder anwendbar ist. Da diese Richtlinie
auf die Ergänzung des Schengen-Besitzstands nach den
Bestimmungen des Titels IV des Vertrags zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft abzielt, beschließt Däne-
mark gemäß Artikel 5 des genannten Protokolls inner-
halb von sechs Monaten, nachdem der Rat diese Richt-
linie erlassen hat, ob es sie in einzelstaatliches Recht
umsetzt.

(10) Im Falle der Republik Island und des Königreichs
Norwegen stellt diese Richtlinie eine Weiterentwicklung
des Schengen-Besitzstands im Sinne des Übereinkom-
mens vom 18. Mai 1999 zwischen dem Rat der Europä-
ischen Union und diesen beiden Staaten über die Assozi-
ierung bei der Umsetzung, Anwendung und Entwicklung
des Schengen-Besitzstands (4) dar —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Diese Richtlinie zielt darauf ab, die Regelungen nach Artikel 26
des am 19. Juni 1990 in Schengen unterzeichneten Überein-
kommens zur Durchführung des Übereinkommens von
Schengen vom 14. Juni 1985 (5) (nachstehend „Schengener
Durchführungsübereinkommen“ genannt) zu ergänzen und
bestimmte Bedingungen für ihre Anwendung festzulegen.

(1) ABl. C 269 vom 20.9.2000, S. 8. (3) ABl. L 176 vom 10.7.1999, S. 1.
(2) Stellungnahme vom 13. März 2001 (noch nicht im Amtsblatt veröf-

fentlicht).
(4) ABl. L 176 vom 10.7.1999, S. 3.
(5) ABl. L 239 vom 22.9.2000, S. 1.
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Artikel 2

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen,
um zu gewährleisten, dass die für Beförderungsunternehmen
nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a) des Schengener Durch-
führungsübereinkommens geltende Verpflichtung zur Rückbe-
förderung von Drittstaatsangehörigen auch Anwendung findet,
wenn einem Drittstaatsangehörigen im Transit die Einreise
verweigert wird, sofern

a) das Beförderungsunternehmen, das diesen Drittstaatsange-
hörigen in sein Bestimmungsland bringen sollte, sich
weigert, ihn zu befördern oder

b) die Behörden des Bestimmungsstaates ihm die Einreise
verweigert und ihn in den Mitgliedstaat zurückgeschickt
haben, durch den er dorthin verbracht wurde.

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen,
um zu gewährleisten, dass Beförderungsunternehmen, die nicht
in der Lage sind, die Rückreise eines Drittstaatsangehörigen,
dem die Einreise verweigert wurde, durchzuführen, verpflichtet
sind, unverzüglich eine Rückbeförderungsmöglichkeit zu finden
und die entsprechenden Kosten zu übernehmen oder, wenn die
Rückbeförderung nicht unverzüglich erfolgen kann, die Kosten
für den Aufenthalt und die Rückreise des betreffenden Dritt-
staatsangehörigen zu übernehmen.

Artikel 4

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die für Beförderungsun-
ternehmen gemäß den Regelungen nach Artikel 26 Absätze 2
und 3 des Schengener Durchführungsübereinkommens vorge-
sehenen Sanktionen abschreckend, wirksam und angemessen
sind und dass

a) entweder der Höchstbetrag der anwendbaren finanziellen
Sanktion nicht unter 5000 EUR oder dem entsprechenden
Betrag in der nationalen Währung zu dem Wechselkurs, der
im Amtsblatt am 10. August 2001 veröffentlicht wird, je
beförderte Person liegt, oder

b) der Mindestbetrag dieser Sanktionen nicht unter 3 000 EUR
oder dem entsprechenden Betrag in der nationalen
Währung zu dem Wechselkurs, der im Amtsblatt am 10.
August 2001 veröffentlicht wird, je beförderte Person liegt,
oder

c) der auf jede Zuwiderhandlung pauschal angewandte Höchst-
betrag nicht unter 500 000 EUR oder dem entsprechenden
Betrag in der nationalen Währung zu dem Wechselkurs, der
im Amtsblatt am 10. August 2001 veröffentlicht wird, liegt,
ungeachtet der Anzahl der beförderten Personen.

(2) Die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten in Fällen, in
denen ein Drittstaatsangehöriger um internationalen Schutz
ersucht, bleiben von Absatz 1 unberührt.

Artikel 5

Diese Richtlinie hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, gegen
die Beförderungsunternehmen, die ihren Verpflichtungen
gemäß den Regelungen nach Artikel 26 Absätze 2 und 3 des
Schengener Durchführungsübereinkommens und nach Artikel
2 dieser Richtlinie nicht nachkommen, andere Maßnahmen zu
verhängen oder beizubehalten, die andere Sanktionen wie die
Untersagung der Fortsetzung der Fahrt, die Beschlagnahme und
Einziehung des Verkehrsmittels oder aber die zeitweilige
Aussetzung oder den Entzug der Betriebsgenehmigung
vorsehen.

Artikel 6

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass für Beförderungs-
unternehmen, gegen die ein auf Sanktionen abzielendes
Verfahren eingeleitet wird, in ihren Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften das effektive Recht auf Verteidigung und Rechtsbe-
helf vorgesehen ist.

Artikel 7

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um dieser Richtlinie bis zum 11. Februar 2003
nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich
davon in Kenntnis.

(2) Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezug-
nahme.

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 8

Diese Richtlinie tritt 30 Tage nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 9

Diese Richtlinie ist gemäß dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Luxemburg am 28. Juni 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

B. ROSENGREN



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften21.3.2001 L 81/1

I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 539/2001 DES RATES
vom 15. März 2001

zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außen-
grenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsangehö-

rige von dieser Visumpflicht befreit sind

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 62 Nummer 2 Buch-
stabe b) Ziffer i),

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 62 Nummer 2 Buchstabe b) Ziffer i)
beschließt der Rat die Vorschriften für Visa für geplante
Aufenthalte von höchstens drei Monaten; es obliegt ihm
daher, insbesondere die Liste der Drittländer, deren
Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen
im Besitz eines Visums sein müssen, sowie die Liste der
Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visum-
pflicht befreit sind, aufzustellen. Gemäß Artikel 61
gehört die Aufstellung dieser Listen zu den flankierenden
Maßnahmen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit
dem freien Personenverkehr in einem Raum der Freiheit,
der Sicherheit und des Rechts stehen.

(2) Diese Verordnung entspricht einer Weiterentwicklung
des Schengen-Besitzstands im Sinne des Protokolls zu
dessen Einbeziehung in den Rahmen der Europäischen
Union, nachstehend „Schengen-Protokoll“ genannt. Sie
berührt nicht die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten,
die sich aus diesem Besitzstand ergeben, der in Anhang
A des Beschlusses 1999/435/EG des Rates vom 20. Mai
1999 zur Bestimmung des Schengen-Besitzstands
zwecks Festlegung der Rechtsgrundlagen für jede Bestim-
mung und jeden Beschluss, die diesen Besitzstand bilden,
nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen des
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
und des Vertrags über die Europäische Union (3) festge-
legt ist.

(3) Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung der
Bestimmungen dar, für die nach dem Schengen-Proto-
koll eine verstärkte Zusammenarbeit zulässig ist und die

zu dem Bereich nach Artikel 1 Buchstabe B des
Beschlusses 1999/437/EG des Rates vom 17. Mai 1999
zum Erlass bestimmter Durchführungsvorschriften zu
dem Übereinkommen zwischen dem Rat der Europä-
ischen Union und der Republik Island und dem König-
reich Norwegen über die Assoziierung dieser beiden
Staaten bei der Umsetzung, Anwendung und Entwick-
lung des Schengen-Besitzstands (4) gehören.

(4) In Anwendung von Artikel 1 des Protokolls über die
Position des Vereinigten Königreichs und Irlands zum
Vertrag über die Europäische Union und zum Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beteiligen
sich Irland und das Vereinigte Königreich nicht an der
Annahme dieser Verordnung. Unbeschadet des Artikels
4 des genannten Protokolls gilt diese Verordnung daher
nicht für Irland und das Vereinigte Königreich.

(5) Die Bestimmung der Drittländer, deren Staatsangehörige
der Visumpflicht unterliegen, und der Drittländer, deren
Staatsangehörige von dieser Pflicht befreit sind, erfolgt
durch eine fallweise gewichtete Bewertung mehrerer
Kriterien, die insbesondere die illegale Einwanderung, die
öffentliche Ordnung und Sicherheit sowie die Außenbe-
ziehungen der Union zu den Drittländern betreffen;
dabei sind auch die regionale Kohärenz und das Gegen-
seitigkeitsprinzip zu beachten. Für den Fall, dass eines
der in Anhang II dieser Verordnung aufgeführten Dritt-
länder beschließen sollte, für die Staatsangehörigen eines
oder mehrerer Mitgliedstaaten die Visumpflicht einzu-
führen, sollte ein Gemeinschaftsmechanismus zur
Umsetzung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit vorge-
sehen werden.

(6) Da der freie Personenverkehr für Staatsangehörige
Islands, Liechtensteins und Norwegens im Rahmen des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
gewährleistet ist, sind diese Länder nicht in der Liste in
Anhang II enthalten.(1) ABl. C 177 E vom 27.6.200, S. 66.

(2) Stellungnahme vom 5. Juli 2000 (noch nicht im Amtsblatt veröf-
fentlicht).

(3) ABl. L 176 vom 10.7.1999, S. 1. (4) ABl. L 176 vom 10.7.1999, S. 31.
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(7) Unbeschadet der Verpflichtungen aufgrund der von den
Mitgliedstaaten unterzeichneten internationalen
Abkommen und insbesondere des am 20. April 1959 in
Straßburg unterzeichneten „Europäischen Übereinkom-
mens über die Aufhebung des Sichtvermerkzwangs für
Flüchtlinge“ muss für Staatenlose und für anerkannte
Flüchtlinge die Visumpflicht oder die Visumbefreiung je
nach dem Drittland beschlossen werden, in dem sich
diese Personen aufhalten und das ihnen die Reisedoku-
mente ausgestellt hat. Aufgrund der Unterschiede
zwischen den nationalen Vorschriften für Staatenlose
und anerkannte Flüchtlinge können die Mitgliedstaaten
jedoch festlegen, ob für diese Personengruppen die
Visumpflicht gilt, wenn das Drittland, in dem sich diese
Personen aufhalten und das ihnen die Reisedokumente
ausgestellt hat, zu den Drittländern gehört, deren Staats-
angehörige von der Visumpflicht befreit sind.

(8) In Einzelfällen, die eine visumpolitische Sonderregelung
rechtfertigen, können die Mitgliedstaaten, insbesondere
im Einklang mit dem Völkerrecht oder einer allgemein
üblichen Praxis, bestimmte Personengruppen von der
Visumpflicht befreien oder sie dieser Pflicht unterwerfen.

(9) Um die Transparenz des Systems und die Unterrichtung
der beteiligten Personen zu gewährleisten, müssen die
Mitgliedstaaten den anderen Mitgliedstaaten und der
Kommission die Maßnahmen mitteilen, die sie aufgrund
dieser Verordnung ergreifen. Aus dem gleichen Grund
sind diese Informationen im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften zu veröffentlichen.

(10) Die Bedingungen für die Einreise in das Hoheitsgebiet
der Mitgliedstaaten oder für die Visumerteilung lassen
die derzeitigen Bestimmungen über die Anerkennung
der Gültigkeit von Reisedokumenten unberührt.

(11) Gemäß dem in Artikel 5 des Vertrags verankerten
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist es für das
reibungslose Funktionieren der gemeinsamen Visumre-
gelung notwendig und angemessen, die Aufstellung der
Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Über-
schreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein
müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren Staatsan-
gehörige von dieser Visumpflicht befreit sind, im Wege
einer Verordnung zu regeln.

(12) Diese Verordnung sieht eine vollständige Harmonisie-
rung bezüglich der Drittländer vor, deren Staatsangehö-
rige beim Überschreiten der Außengrenzen der Mitglied-
staaten im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der
Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visum-
pflicht befreit sind. Die Befreiung von der Visumpflicht
für die Staatsangehörigen einiger Drittländer, die in der
Liste in Anhang II aufgeführt sind, tritt jedoch erst später
in Kraft. Zu diesem Zweck wird der Rat auf der Grund-
lage von Berichten der Kommission für jedes dieser
Länder einen Beschluss fassen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Staatsangehörigen der Drittländer, die in der Liste in
Anhang I aufgeführt sind, müssen beim Überschreiten der
Außengrenzen der Mitgliedstaaten im Besitz eines Visums sein.

(2) Unbeschadet des Artikels 8 Absatz 2 sind die Staatsange-
hörigen der Drittländer, die in der Liste in Anhang II aufgeführt
sind, von der Visumpflicht nach Absatz 1 für einen Aufenthalt,
der insgesamt drei Monate nicht überschreitet, befreit.

(3) Staatsangehörige neuer Drittländer, die aus den in den
Listen in den Anhängen I und II aufgeführten Ländern hervor-
gegangen sind, unterliegen Absatz 1 beziehungsweise Absatz 2,
bis der Rat nach dem Verfahren der einschlägigen Vertragsvor-
schrift etwas anderes beschließt.

(4) Die Einführung der Visumpflicht für Staatangehörige
eines Mitgliedstaats durch ein Drittland, das in der Liste in
Anhang II aufgeführt ist, bewirkt — unbeschadet eines von der
Gemeinschaft mit diesem Drittland geschlossenen Abkommens
über die Befreiung von der Visumpflicht — die Anwendung
folgender Bestimmungen:

a) Der Mitgliedstaat kann der Kommission und dem Rat
schriftlich mitteilen, dass das Drittland die Visumpflicht
eingeführt hat.

b) Erfolgt diese Mitteilung, so wird die Visumpflicht für Staats-
angehörige des betreffenden Drittlandes von den Mitglied-
staaten 30 Tage nach der Mitteilung vorläufig eingeführt, es
sei denn, dass der Rat zuvor mit qualifizierter Mehrheit
etwas anderes beschließt.

c) Die vorläufige Einführung der Visumpflicht wird vom Rat
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht,
bevor sie wirksam wird.

d) Die Kommission prüft jeden Antrag des Rates oder eines
Mitgliedstaats, der darauf abzielt, dass sie dem Rat einen
Vorschlag zur Änderung der Anhänge dieser Verordnung
unterbreitet, um das betreffende Drittland in Anhang I
aufzunehmen und aus Anhang II zu streichen.

e) Hebt das Drittland die Entscheidung über die Einführung
der Visumpflicht auf, bevor der Rat eine solche Änderung
der Anhänge dieser Verordnung angenommen hat, so teilt
der betreffende Mitgliedstaat der Kommission und dem Rat
diese Aufhebung unverzüglich schriftlich mit.

f) Diese Mitteilung wird vom Rat im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften veröffentlicht. Die vorläufig eingeführte
Visumpflicht für Staatsangehörige des betreffenden Dritt-
lands wird 7 Tage nach der Veröffentlichung wieder aufge-
hoben.

Artikel 2

Im Sinne dieser Verordnung gilt als „Visum“ eine von einem
Mitgliedstaat ausgestellte Genehmigung oder eine von einem
Mitgliedstaat getroffene Entscheidung, die erforderlich ist für



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften21.3.2001 L 81/3

— die Einreise zum Zwecke eines Aufenthalts in diesem
Mitgliedstaat oder in mehreren Mitgliedstaaten, der insge-
samt drei Monate nicht überschreitet;

— die Einreise zum Zwecke der Durchreise durch das Hoheits-
gebiet dieses Mitgliedstaats oder mehrerer Mitgliedstaaten,
mit Ausnahme des Flughafentransits.

Artikel 3

Unbeschadet der Verpflichtungen aus dem Europäischen Über-
einkommen über die Aufhebung des Sichtvermerkzwangs für
Flüchtlinge (Straßburg, 20. April 1959) gilt für Flüchtlinge mit
anerkanntem Flüchtlingsstatus und Staatenlose Folgendes:

— sie unterliegen der Visumpflicht, wenn das Drittland, in
dem sie sich aufhalten und das ihnen ihre Reisedokumente
ausgestellt hat, in der Liste in Anhang I aufgeführt ist;

— sie können jedoch von der Visumpflicht befreit werden,
wenn das Drittland, in dem sie sich aufhalten und das ihnen
ihre Reisedokumente ausgestellt hat, in der Liste in Anhang
II aufgeführt ist.

Artikel 4

(1) Die Mitgliedstaaten können bei folgenden Personen-
gruppen Ausnahmen von der Visumpflicht gemäß Artikel 1
Absatz 1 oder von der Visumbefreiung gemäß Artikel 1 Absatz
2 vorsehen:

a) Inhaber von Diplomatenpässen, Dienstpässen und sonstigen
amtlichen Pässen;

b) ziviles Flug- und Schiffspersonal;

c) Flug- und Begleitpersonal eines Hilfs- oder Rettungsflugs
und sonstige Helfer bei Katastrophen- und Unglücksfällen;

d) ziviles Personal von Schiffen, die internationale Binnenwas-
serstraßen befahren;

e) Inhaber von Passierscheinen, die einige zwischenstaatliche
internationale Organisationen ihren Beamten ausstellen.

(2) Die Mitgliedstaaten können Schüler eines in Anhang I
aufgeführten Drittlands, die ihren Wohnsitz in einem in
Anhang II aufgeführten Drittland haben, von der Visumpflicht
befreien, wenn sie als Mitglied einer Schülergruppe in Beglei-
tung einer Lehrkraft der betreffenden Einrichtung an einer Reise
teilnehmen.

(3) Die Mitgliedstaaten können für Personen, die während
ihres Aufenthalts einer Erwerbstätigkeit nachgehen,
Ausnahmen von der Visumbefreiung gemäß Artikel 1 Absatz 2
vorsehen.

Artikel 5

(1) Jeder Mitgliedstaat übermittelt den anderen Mitglied-
staaten und der Kommission binnen zehn Arbeitstagen nach
Inkrafttreten dieser Verordnung die Maßnahmen, die er gemäß
Artikel 3 zweiter Gedankenstrich und Artikel 4 getroffen hat.
Spätere Änderungen dieser Maßnahmen werden binnen fünf
Arbeitstagen mitgeteilt.

(2) Die Kommission veröffentlicht die Mitteilungen gemäß
Absatz 1 informationshalber im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften.

Artikel 6

Diese Verordnung berührt nicht die Zuständigkeit der Mitglied-
staaten für die Anerkennung von Staaten und Gebietseinheiten
sowie von Pässen, Reise- und Identitätsdokumenten, die von
ihren Behörden ausgestellt werden.

Artikel 7

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 574/1999 des Rates (1) wird
durch diese Verordnung ersetzt.

(2) Die endgültige Fassung der Gemeinsamen Konsulari-
schen Instruktion (GKI) des Gemeinsamen Handbuchs, wie sie
sich aus dem Beschluss des Exekutivausschusses von Schengen
vom 28. April 1999 (SCH/Com-ex(99) 13) ergibt, wird wie
folgt geändert:

1. Die Bezeichnung von Anhang 1 Teil I der GKI sowie von
Anhang 5 Teil I des Gemeinsamen Handbuchs erhält
folgende Fassung:

„I. Gemeinsame Liste der Drittländer, deren Angehörige in
allen an die Verordnung (EG) Nr. 539/2001 gebundenen
Mitgliedstaaten visumpflichtig sind“

2. Die Liste in Anhang 1 Teil I des GKI sowie in Anhang 5 Teil
I des Gemeinsamen Handbuchs erhält die Fassung der Liste
in Anhang I dieser Verordnung.

3. Die Bezeichnung von Anhang 1 Teil II der GKI sowie von
Anhang 5 Teil II des Gemeinsamen Handbuchs erhält
folgende Fassung:

„II. Gemeinsame Liste der Drittländer, deren Angehörige in
allen an die Verordnung (EG) Nr. 539/2001 gebundenen
Mitgliedstaaten von der Visumpflicht befreit sind“

4. Die Liste in Anhang 1 Teil II der GKI sowie in Anhang 5
Teil II des Gemeinsamen Handbuchs erhält die Fassung der
Liste in Anhang II dieser Verordnung.

5. Teil III der Anhang 1 der GKI sowie Teil III der Anhang 5
des Gemeinsamen Handbuchs werden gestrichen.

(3) Die Beschlüsse des Exekutivausschusses von Schengen
vom 15. Dezember 1997 (SCH/Com-ex(97) 32) und vom 16.
Dezember 1998 (SCH/Com-ex(98) 53 REV 2) werden aufge-
hoben.

Artikel 8

(1) Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

(2) Im Falle der Staatsangehörigen des in Anhang II aufge-
führten Landes, das mit einem Sternchen gekennzeichnet ist,
wird jedoch der Beginn der Anwendung des Artikels 1 Absatz
2 vom Rat später nach dem Verfahren des Artikels 67 Absatz 3
des Vertrags auf der Grundlage des Berichts nach Unterabsatz 2
beschlossen.

In dieser Hinsicht ersucht die Kommission das betreffende Land
um Angabe der Verpflichtungen, die dieses Land hinsichtlich
der illegalen Einwanderung und des illegalen Aufenthalts,
einschließlich der Rückführung von illegal aufhältigen Personen
mit Herkunft aus diesem Land einzugehen bereit ist, und
erstattet dem Rat darüber Bericht. Die Kommission unterbreitet
dem Rat bis spätestens 30. Juni 2001 einen ersten Bericht
zusammen mit etwaigen zweckdienlichen Empfehlungen.

(1) ABl. L 72 vom 18.3.1999, S. 2.
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Bis zur Annahme des Rechtsakts des Rates betreffend den vorstehend genannten Beschluss unterliegen die
Staatsangehörigen dieses Landes der Verpflichtung nach Artikel 1 Absatz 1. Die Artikel 2 bis 6 dieser
Verordnung sind uneingeschränkt anwendbar. Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und
gilt gemäß dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 15. März 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

M-I. KLINGVALL
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ANHANG I

Gemeinsame Liste gemäß Artikel 1 Absatz 1

1. STAATEN

Afghanistan

Ägypten

Albanien

Algerien

Angola

Antigua und Barbuda

Äquatorialguinea

Armenien

Aserbaidschan

Äthiopien

Bahamas

Bahrain

Bangladesch

Barbados

Belarus

Belize

Benin

Bhutan

Birma/Myanmar

Bosnien-Herzegowina

Botsuana

Bundesrepublik Jugoslawien
(Serbien-Montenegro)

Burkina Faso

Burundi

China

Côte d'Ivoire

Demokratische Republik Kongo

Dominica

Dominikanische Republik

Dschibuti

Ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien

Eritrea

Fidschi

Gabun

Gambia

Georgien

Ghana

Grenada

Guinea

Guinea-Bissau

Guyana

Haiti

Indien

Indonesien

Irak

Iran

Jamaika

Jemen

Jordanien

Kambodscha

Kamerun

Kap Verde

Kasachstan

Katar

Kenia

Kirgisistan

Kiribati

Kolumbien

Komoren

Kongo

Kuba

Kuwait

Laos

Lesotho

Libanon

Liberia

Libyen

Madagaskar

Malawi

Malediven

Mali

Marokko

Marshallinseln

Mauretanien

Mauritius

Mikronesien

Moldau

Mongolei

Mosambik

Namibia

Nauru

Nepal
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Niger

Nigeria

Nordkorea

Nördliche Marianen

Oman

Pakistan

Palau

Papua-Neuguinea

Peru

Philippinen

Ruanda

Russland

Salomonen

Sambia

São Tomé und Principe

Saudi-Arabien

Senegal

Seychellen

Sierra Leone

Simbabwe

Somalia

Sri Lanka

St. Christoph und Nevis

St. Lucia

St. Vincent und die Grenadinen

Südafrika

Sudan

Suriname

Swasiland

Syrien

Tadschikistan

Tansania

Thailand

Togo

Tonga

Trinidad und Tobago

Tschad

Tunesien

Türkei

Turkmenistan

Tuvalu

Uganda

Ukraine

Usbekistan

Vanuatu

Vereinigte Arabische Emirate

Vietnam

Westsamoa

Zentralafrikanische Republik

2. GEBIETSKÖRPERSCHAFTEN, DIE VON MINDESTENS EINEM MITGLIEDSTAAT NICHT ALS STAAT ANERKANNT
WERDEN

Taiwan

Palästinensische Behörde

Osttimor
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ANHANG II

Gemeinsame Liste gemäß Artikel 1 Absatz 2

1. STAATEN

Andorra

Argentinien

Australien

Bolivien

Brasilien

Brunei

Bulgarien

Chile

Costa Rica

Ecuador

El Salvador

Estland

Guatemala

Honduras

Israel

Japan

Kanada

Kroatien

Lettland

Litauen

Malaysia

Malta

Mexiko

Monaco

Neuseeland

Nicaragua

Panama

Paraguay

Polen

Rumänien (*)

San Marino

Schweiz

Singapur

Slowakei

Slowenien

Südkorea

Tschechische Republik

Ungarn

Uruguay

Vatikanstadt

Venezuela

Vereinigte Staaten

Zypern

2. SONDERVERWALTUNGSREGIONEN DER VOLKSREPUBLIK CHINA

SAR Hongkong (1)

SAR Macau (2)

(1) Die Befreiung von der Visumpflicht gilt ausschließlich
für Inhaber des Passes „Hong Kong Special Administra-
tive Region“.

(2) Die Befreiung von der Visumpflicht gilt ausschließlich
für Inhaber des Passes „Região Administrativa Especial
de Macau“. (*) Siehe Artikel 8 Absatz 2.
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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 2424/2001 DES RATES
vom 6. Dezember 2001

über die Entwicklung des Schengener Informationssystems der zweiten Generation (SIS II)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf den Artikel 66,

auf Initiative des Königreichs Belgien und des Königreichs
Schweden (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Schengener Informationssystem, das gemäß Titel IV
des Übereinkommens von 1990 zur Durchführung des
Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985
betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an
den gemeinsamen Grenzen, nachstehend „Schengener
Übereinkommen von 1990“ genannt, errichtet worden
ist, stellt ein wesentliches Instrument für die Anwendung
der Bestimmungen des Schengen-Besitzstands in der
Form dar, in der er in den Rahmen der Europäischen
Union einbezogen worden ist.

(2) Das Schengener Informationssystem kann in seiner
derzeitigen Form nicht mehr als 18 Teilnehmerstaaten
bedienen. Es wird gegenwärtig für 13 Mitgliedstaaten
und 2 weitere Staaten (Island und Norwegen) betrieben
und soll in absehbarer Zukunft auch für das Vereinigte
Königreich und Irland zur Anwendung gelangen. Es ist
jedoch nicht für die erhöhte Anzahl der Mitgliedstaaten
nach der Erweiterung der Europäischen Union konzi-
piert worden.

(3) Aus diesem Grund muss — wie bereits in dem Beschluss
SCH/Com-ex (97) 24 des Exekutivausschusses vom 7.
Oktober 1997 anerkannt wurde (3) — ein neues Schen-
gener Informationssystem der zweiten Generation
(SIS II) entwickelt werden, damit auch die jüngsten
Entwicklungen auf dem Gebiet der Informationstechnik
genutzt werden können und das System um neue
Leistungsmerkmale ergänzt werden kann.

(4) Die mit der Entwicklung des SIS II verbundenen
Ausgaben sind gemäß den einschlägigen Schlussfolge-
rungen des Rates vom 29. Mai 2001 aus dem Haushalt
der Europäischen Union zu finanzieren. Diese Verord-
nung stellt zusammen mit dem Beschluss 2001/886/JI
des Rates vom 6. Dezember 2001 über die Entwicklung
des Schengener Informationssystems der zweiten Gene-

ration (SIS II) (4) die erforderliche Rechtsgrundlage dafür
dar, dass die für die Entwicklung des SIS II erforderlichen
Mittel in den Haushaltsplan der Europäischen Union
eingesetzt werden können und der betreffende Teil des
Haushaltsplans ausgeführt werden kann.

(5) Die Rechtsgrundlage besteht aus zwei Teilen, und zwar
aus dieser auf Artikel 66 des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft gestützten Verordnung und
einem auf Artikel 30 Absatz 1 Buchstaben a) und b),
Artikel 31 Buchstaben a) und b) und Artikel 34 Absatz
2 Buchstabe c) des Vertrags über die Europäische Union
gestützten Beschluss des Rates. Der Grund dafür ist, dass
durch das Schengener Informationssystem nach Artikel
92 des Schengener Übereinkommens von 1990
Ausschreibungen, die der Suche nach Personen und
Sachen dienen, den durch die Mitgliedstaaten bezeich-
neten Behörden bei nach Maßgabe des nationalen Rechts
durchgeführten Grenzkontrollen, sonstigen polizeilichen
und zollrechtlichen Überprüfungen im Inland sowie für
Zwecke des Sichtvermerkverfahrens sowie der Erteilung
der Aufenthaltstitel und der Handhabung des Ausländer-
rechts im Rahmen der Anwendung des Schengen-Besitz-
stands im Bereich des Personenverkehrs zum Abruf im
automatisierten Verfahren bereitgehalten werden.

(6) Die Tatsache, dass die für die Finanzierung der Entwick-
lung des SIS II aus dem Haushalt der Union erforderliche
Rechtsgrundlage aus zwei gesonderten Rechtsakten
besteht, berührt nicht den Grundsatz, dass das Schen-
gener Informationssystem ein einziges integriertes Infor-
mationssystem ist und auch bleiben sollte und dass das
SIS II als solches entwickelt werden muss.

(7) Die künftige Annahme der erforderlichen Rechtsvor-
schriften, mit denen der Betrieb und die Anwendung des
SIS II im Einzelnen geregelt werden, bleibt von dieser
Verordnung unberührt; hierzu gehören unter anderem
Regeln zur Beschreibung der Kategorien von Daten, die
in das System eingegeben werden dürfen, der Zwecke,
für die sie eingegeben werden dürfen und der Kriterien
für die Eingabe, Regeln über den Inhalt von SIS-Daten-
sätzen einschließlich der Verantwortung für ihre Richtig-
keit, Regeln über die Dauer der Ausschreibungen, die
Verknüpfung zwischen Ausschreibungen und ihre
Kompatibilität, Regeln über den Zugang zu SIS-Daten
und Regeln über den Schutz und die Kontrolle perso-
nenbezogener Daten.(1) ABl. C 183 vom 29.6.2001, S. 12.

(2) Stellungnahme vom 23. Oktober 2001 (noch nicht im Amtsblatt
veröffentlicht).

(3) ABl. L 239 vom 22.9.2000, S. 442. (4) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts.
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(8) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden.

(9) Dieser Beschluss stellt eine Weiterentwicklung der
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands dar, die unter
Artikel 1 Buchstabe G des Beschlusses 1999/437/EG des
Rates vom 17. Mai 1999 zum Erlass bestimmter Durch-
führungsvorschriften zu dem Übereinkommen zwischen
dem Rat der Europäischen Union und der Republik
Island und dem Königreich Norwegen über die Assoziie-
rung dieser beiden Staaten bei der Umsetzung, Anwen-
dung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands (2) und
unter Artikel 8 Absatz 2 des Beschlusses 2000/365/EG
des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des Verei-
nigten Königreichs Großbritannien und Nordirland,
einzelne Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf
sie anzuwenden (3), fallen.

(10) Es sind Vereinbarungen im Hinblick darauf zu treffen,
dass Vertreter Islands und Norwegens an den Beratungen
der Ausschüsse teilnehmen können, die die Kommission
bei der Ausübung ihrer Durchführungsbefugnisse unter-
stützen. Derartige Vereinbarungen wurden in dem dem
genannten Assoziierungsübereinkommen beigefügten
Briefwechsel zwischen der Gemeinschaft sowie Island
und Norwegen erwogen (4).

(11) Gemäß Artikel 3 des Protokolls über die Position des
Vereinigten Königreichs und Irlands zum Vertrag über
die Europäische Union und zum Vertrag zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft hat das Vereinigte
Königreich mit Schreiben vom 6. September 2001
mitgeteilt, dass es sich an der Annahme und Anwendung
dieser Verordnung beteiligen möchte.

(12) Diese Verordnung und die Beteiligung des Vereinigten
Königreichs an der Annahme und Anwendung dieser
Verordnung lassen die vom Rat mit Beschluss 2000/
365/EG festgelegten Regelungen für die partielle Anwen-
dung des Schengen-Besitzstands auf das Vereinigte
Königreich unberührt.

(13) Nach den Artikeln 1 und 2 des Protokolls über die
Position Dänemarks zum Vertrag über die Europäische
Union und zum Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft beteiligt sich Dänemark nicht an der
Annahme dieser Verordnung, die diesen Mitgliedstaat
somit nicht bindet und auf ihn keine Anwendung findet.
Da mit dieser Verordnung der Schengen-Besitzstand
nach den Bestimmungen des Dritten Teils Titel IV des
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
weiterentwickelt wird, beschließt Dänemark nach Artikel
5 des genannten Protokolls innerhalb von sechs
Monaten nach Annahme dieses Rechtsinstruments, ob es
sie in einzelstaatliches Recht umsetzt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Das gemäß Titel IV des Schengener Übereinkommens von
1990 eingerichtete Schengener Informationssystem wird durch
ein neues System, das Schengener Informationssystem II
(SIS II), ersetzt, das die Einbeziehung neuer Mitgliedstaaten in
das System ermöglicht.

Artikel 2

Das SIS II ist ein einziges integriertes System und wird von der
Kommission nach den in dieser Verordnung vorgesehenen
Verfahren entwickelt.

Artikel 3

Die zur Entwicklung des SIS II erforderlichen Maßnahmen
werden nach dem in Artikel 5 Absatz 2 genannten Verwal-
tungsverfahren erlassen, wenn sie andere als die in Artikel 4
aufgeführten Bereiche betreffen.

Artikel 4

Die zur Entwicklung des SIS II erforderlichen Maßnahmen, die
die nachstehenden Bereiche betreffen, werden nach dem in
Artikel 5 Absatz 3 genannten Regelungsverfahren erlassen:

a) die Konzeption des physischen Aufbaus des Systems,
einschließlich dessen Kommunikationsnetzes;

b) die technischen Aspekte, die den Schutz personenbezogener
Daten betreffen;

c) die technischen Aspekte, die erhebliche finanzielle Auswir-
kungen auf die Haushaltspläne der Mitgliedstaaten oder
erhebliche technische Auswirkungen auf die nationalen
Systeme der Mitgliedstaaten haben;

d) die Entwicklung der Sicherheitsanforderungen.

Artikel 5

(1) Die Kommission wird von einem Verwaltungsausschuss
bzw. einem Regelungsausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 4 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf zwei Monate festgesetzt.

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf zwei Monate festgesetzt.

(4) Die Ausschüsse geben sich jeweils eine Geschäftsord-
nung.

(1) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
(2) ABl. L 176 vom 10.7.1999, S. 31.
(3) ABl. L 131 vom 1.6.2000, S. 43.
(4) ABl. L 176 vom 10.7.1999, S. 53.
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Artikel 6

Die Kommission legt dem Rat und dem Europäischen Parlament am Ende jeden Halbjahres und erstmals am
Ende des zweiten Halbjahres 2002 einen Bericht über die Entwicklung des SIS II vor.

Artikel 7

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Ihre Geltungsdauer endet am 31. Dezember 2006.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Brüssel am 6. Dezember 2001.

Im Namen des Rates

Der Präsident

M. VERWILGHEN



(In Anwendung von Titel VI des Vertrages über die Europäische Union erlassene Rechtsakte)

RAHMENBESCHLUSS DES RATES
vom 19. Juli 2002

zur Bekämpfung des Menschenhandels

(2002/629/JI)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 29, Artikel 31 Buchstabe e) und Artikel 34
Absatz 2 Buchstabe b),

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Aktionsplan des Rates und der Kommission zur
bestmöglichen Umsetzung der Bestimmungen des
Amsterdamer Vertrags über den Aufbau eines Raums der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (3), der Europä-
ische Rat von Tampere (15./16. Oktober 1999), der
Europäische Rat von Santa Maria da Feira (19./20. Juni
2000), der Fortschrittsanzeiger und die Entschließung
des Europäischen Parlaments vom 19. Mai 2000 zu der
Mitteilung der Kommission „Weitere Maßnahmen zur
Bekämpfung des Frauenhandels“ nennen oder fordern
legislative Maßnahmen zur Bekämpfung des Menschen-
handels, einschließlich der Festlegung gemeinsamer Defi-
nitionen, Tatbestandsmerkmale und Sanktionen.

(2) Der Gemeinsamen Maßnahme 97/154/JI des Rates vom
24. Februar 1997 betreffend die Bekämpfung des
Menschenhandels und der sexuellen Ausbeutung von
Kindern (4) müssen weitere legislative Maßnahmen
folgen, die dazu beitragen, die Unterschiede in den
Rechtskonzepten der Mitgliedstaaten abzubauen und
eine effiziente Zusammenarbeit der Justiz- und Strafver-
folgungsbehörden bei der Bekämpfung des Menschen-
handels zu entwickeln.

(3) Der Menschenhandel stellt einen schweren Verstoß gegen
grundlegende Menschenrechte und die Menschenwürde
dar und beinhaltet rücksichtslose Praktiken wie Miss-
brauch und arglistige Täuschung schutzbedürftiger
Personen sowie die Anwendung von Gewalt, Drohungen,
Schuldknechtschaft und Zwang.

(4) Das VN-Protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und
Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des
Frauen- und Kinderhandels, in Ergänzung des VN-
Übereinkommens gegen die grenzüberschreitende orga-
nisierte Kriminalität stellt einen entscheidenden Schritt
hin zur internationalen Zusammenarbeit in diesem
Bereich dar.

(5) Kinder stehen aufgrund ihrer größeren Schutzbedürftig-
keit in größerer Gefahr, Opfer von Menschenhandel zu
werden.

(6) Die bedeutende Arbeit, die von internationalen Organisa-
tionen wie insbesondere den Vereinten Nationen geleistet
wird, bedarf der Ergänzung durch die Europäische
Union.

(7) Es ist erforderlich, dem schweren Straftatbestand
Menschenhandel nicht nur durch einzelne Maßnahmen
eines jeden Mitgliedstaats, sondern auch durch ein
umfassendes Konzept zu begegnen, in dem die Defini-
tion der allen Mitgliedstaaten gemeinsamen Grundele-
mente des Strafrechts, darunter wirksame, angemessene
und abschreckende Sanktionen, einen festen Bestandteil
bildet. Entsprechend den Grundsätzen der Subsidiarität
und der Verhältnismäßigkeit beschränkt sich dieser
Rahmenbeschluss auf das zur Erreichung dieser Ziele auf
europäischer Ebene erforderliche Mindestmaß und geht
nicht über das für die Erreichung dieser Ziele erforder-
liche Maß hinaus.

(8) Die Straftaten müssen mit ausreichend schweren Sank-
tionen geahndet werden, damit der Menschenhandel in
den Anwendungsbereich bereits verabschiedeter Rechts-
akte zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität, wie
der Gemeinsamen Maßnahme 98/699/JI des Rates vom
3. Dezember 1998 betreffend Geldwäsche, die Ermitt-
lung, das Einfrieren, die Beschlagnahme und die Einzie-
hung von Tatwerkzeugen und Erträgen aus Straftaten (5)
sowie der Gemeinsamen Maßnahme 98/733/JI des Rates
vom 21. Dezember 1998 betreffend die Strafbarkeit der
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung in den
Mitgliedstaaten der Europäischen Union (6), einbezogen
werden kann.

1.8.2002 L 203/1Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. C 62 E vom 27.2.2001, S. 324.
(2) ABl. C 35 E vom 28.2.2002, S. 114.
(3) ABl. C 19 vom 23.1.1999, S. 1.
(4) ABl. L 63 vom 4.3.1997, S. 2.

(5) ABl. L 333 vom 9.12.1998, S. 1. Gemeinsame Maßnahme zuletzt
geändert durch den Rahmenbeschluss 2001/500/JI (ABl. L 182 vom
5.7.2001, S. 1).

(6) ABl. L 351 vom 29.12.1998, S. 1.



(9) Dieser Rahmenbeschluss soll zur Bekämpfung und
Verhütung des Menschenhandels beitragen, indem er die
in diesem Bereich verabschiedeten Rechtsakte ergänzt, so
die Gemeinsame Maßnahme 96/700/JI des Rates vom
29. November 1996 zur Aufstellung eines Förder- und
Austauschprogramms für Personen, die für Maßnahmen
gegen den Menschenhandel und die sexuelle Ausbeutung
von Kindern zuständig sind (1) (STOP), die Gemeinsame
Maßnahme 96/748/JI des Rates vom 16. Dezember
1996 zur Ausdehnung des der Europol-Drogenstelle
erteilten Mandats (2), der Beschluss Nr. 293/2000/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Januar
2000 zur Annahme eines Aktionsprogramms der
Gemeinschaft (Daphne-Programm) (2000-2003) über
vorbeugende Maßnahmen zur Bekämpfung von Gewalt
gegen Kinder, Jugendliche und Frauen (3), die Gemein-
same Maßnahme 98/428/JI des Rates vom 29. Juni 1998
zur Einrichtung eines Europäischen Justiziellen Netzes (4),
die Gemeinsame Maßnahme 96/277/JI des Rates vom
22. April 1996 betreffend den Rahmen für den
Austausch von Verbindungsrichtern/-staatsanwälten zur
Verbesserung der justiziellen Zusammenarbeit zwischen
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (5) und die
Gemeinsame Maßnahme 98/427/JI des Rates vom 29.
Juni 1998 über die Anwendung bewährter Methoden bei
der Rechtshilfe in Strafsachen (6).

(10) Die Geltungsdauer der Gemeinsamen Maßnahme 97/
154/JI sollte daher insoweit enden, als sie den Menschen-
handel betrifft —

HAT FOLGENDEN RAHMENBESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Straftatbestand des Menschenhandels zum Zwecke der
Ausbeutung der Arbeitskraft oder zum Zwecke der

sexuellen Ausbeutung

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen,
um sicherzustellen, dass folgende Handlungen unter Strafe
gestellt werden:

die Anwerbung, Beförderung, Weitergabe, Beherbergung und
spätere Aufnahme einer Person, einschließlich Tausch der
Kontrolle oder Weitergabe der Kontrolle über sie, wenn eine
der folgenden Voraussetzungen gegeben ist:

a) Anwendung oder Androhung von Gewalt oder anderen
Formen der Nötigung, einschließlich Entführung, oder

b) arglistige Täuschung oder Betrug, oder

c) Missbrauch einer Machtstellung oder Ausnutzung einer Posi-
tion der Schwäche, in einer Weise, dass die betroffene
Person keine wirkliche und für sie annehmbare andere
Möglichkeit hat, als sich dem Missbrauch zu beugen, oder

d) Gewährung oder Entgegennahme von Zahlungen oder
Vergünstigungen mit dem Ziel, das Einverständnis einer
Person zu erhalten, die die Kontrolle über eine andere
Person hat,

zum Zwecke der Ausbeutung der Person durch Arbeiten oder
Dienstleistungen, mindestens einschließlich unter Zwang geleis-
teter Arbeiten oder Dienstleistungen, Sklaverei oder der Skla-
verei oder der Knechtschaft ähnlichen Verhältnissen, oder

zum Zwecke der Ausbeutung einer Person mittels Prostitution
oder anderer Formen der sexuellen Ausbeutung einschließlich
Pornografie.

(2) Das Einverständnis eines Opfers von Menschenhandel
zur beabsichtigten oder tatsächlich vorliegenden Ausbeutung ist
unerheblich, wenn eine der in Absatz 1 aufgeführten Vorausset-
zungen gegeben ist.

(3) Betrifft die Handlung nach Absatz 1 ein Kind, so ist sie
auch dann als Menschenhandel unter Strafe gestellt, wenn keine
der in Absatz 1 aufgeführten Voraussetzungen gegeben ist.

(4) Im Sinne dieses Rahmenbeschlusses bezeichnet der
Ausdruck „Kind“ Personen im Alter von unter 18 Jahren.

Artikel 2

Anstiftung, Beihilfe und Versuch

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass die Anstiftung oder Beihilfe zur Begehung
einer Straftat sowie die versuchte Begehung einer Straftat nach
Artikel 1 unter Strafe gestellt werden.

Artikel 3

Strafen

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen,
um sicherzustellen, dass Straftaten nach den Artikeln 1 und 2
mit wirksamen, angemessenen und abschreckenden Strafen
geahndet werden, die zu einer Auslieferung führen können.

(2) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen,
um sicherzustellen, dass Straftaten nach Artikel 1 mit Freiheits-
strafen im Höchstmaß von mindestens acht Jahren geahndet
werden, wenn sie unter einem der folgenden Umstände
begangen wurden:

a) Durch die Straftat wurde das Leben des Opfers vorsätzlich
oder leichtfertig gefährdet.

b) Opfer der Straftat wurde eine Person, die besonders schutz-
bedürftig war. Eine besondere Schutzbedürftigkeit liegt auf
jeden Fall vor, wenn das Opfer das Alter der sexuellen
Selbstbestimmung nach nationalem Recht noch nicht er-
reicht hatte und die Straftat zum Zweck der Ausbeutung
einer Person mittels Prostitution oder anderer Formen der
sexuellen Ausbeutung einschließlich Pornografie begangen
wurde.
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c) Die Straftat wurde unter Anwendung schwerer Gewalt
begangen oder dem Opfer wurde durch die Straftat ein
besonders schwerer Schaden zugefügt.

d) Die Straftat wurde im Rahmen einer kriminellen Vereini-
gung gemäß der Definition in der Gemeinsamen Maßnahme
98/733/JI begangen, wobei das darin genannte Strafmaß
nicht relevant ist.

Artikel 4

Verantwortlichkeit juristischer Personen

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen,
um sicherzustellen, dass eine juristische Person für eine Straftat
nach den Artikeln 1 und 2 verantwortlich gemacht werden
kann, die zu ihren Gunsten von einer Person begangen wurde,
die entweder allein oder als Teil eines Organs der juristischen
Person gehandelt hat und die eine Führungsposition innerhalb
der juristischen Person innehat aufgrund

a) der Befugnis zur Vertretung der juristischen Person oder

b) der Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen
Person zu treffen, oder

c) einer Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person.

(2) Neben den in Absatz 1 bereits vorgesehenen Fällen trifft
jeder Mitgliedstaat die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzu-
stellen, dass eine juristische Person verantwortlich gemacht
werden kann, wenn mangelnde Überwachung oder Kontrolle
seitens einer der in Absatz 1 genannten Personen die Begehung
einer Straftat nach den Artikeln 1 und 2 zugunsten der juristi-
schen Person durch eine ihr unterstellte Person ermöglicht hat.

(3) Die Verantwortlichkeit der juristischen Person nach den
Absätzen 1 und 2 schließt die strafrechtliche Verfolgung natür-
licher Personen als Täter, Anstifter oder Gehilfen bei einer
Straftat nach den Artikeln 1 und 2 nicht aus.

(4) Für die Zwecke dieses Rahmenbeschlusses bezeichnet der
Begriff „juristische Person“ jedes Rechtssubjekt, das diesen
Status nach dem jeweils geltenden Recht besitzt, mit Ausnahme
von Staaten oder sonstigen Körperschaften des öffentlichen
Rechts in der Ausübung ihrer hoheitlichen Rechte und von
öffentlich-rechtlichen internationalen Organisationen.

Artikel 5

Sanktionen gegen juristische Personen

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass gegen eine im Sinne des Artikels 4 verant-
wortliche juristische Person wirksame, angemessene und
abschreckende Sanktionen verhängt werden können, zu denen
strafrechtliche oder nicht strafrechtliche Geldsanktionen
gehören und andere Sanktionen gehören können, beispiels-
weise:

a) Ausschluss von öffentlichen Zuwendungen oder Hilfen oder

b) vorübergehendes oder ständiges Verbot der Ausübung einer
Handelstätigkeit oder

c) richterliche Aufsicht oder

d) richterlich angeordnete Auflösung oder

e) vorübergehende oder endgültige Schließung von Einrich-
tungen, die zur Begehung der Straftat genutzt wurden.

Artikel 6

Gerichtsbarkeit und Strafverfolgung

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen,
um seine Gerichtsbarkeit in Bezug auf eine Straftat nach den
Artikeln 1 und 2 in den Fällen zu begründen, in denen

a) die Straftat ganz oder teilweise in seinem Hoheitsgebiet
begangen wurde oder

b) es sich bei dem Täter um einen seiner Staatsangehörigen
handelt oder

c) die Straftat zugunsten einer im Hoheitsgebiet des betref-
fenden Mitgliedstaats niedergelassenen juristischen Person
begangen wurde.

(2) Ein Mitgliedstaat kann beschließen, dass er die Gerichts-
barkeitsbestimmungen in Absatz 1 Buchstaben b) und c) nicht
oder nur in bestimmten Fällen oder unter bestimmten
Umständen anwendet, wenn die Straftat außerhalb seines
Hoheitsgebiets begangen wurde.

(3) Ein Mitgliedstaat, der aufgrund seiner Rechtsvorschriften
eigene Staatsangehörige nicht ausliefert, trifft die erforderlichen
Maßnahmen, um seine Gerichtsbarkeit in Bezug auf eine
Straftat nach den Artikeln 1 und 2 zu begründen und gegebe-
nenfalls die Strafverfolgung einzuleiten, sofern die Straftat von
einem seiner Staatsangehörigen außerhalb seines Hoheitsgebiets
begangen wurde.

(4) Die Mitgliedstaaten unterrichten das Generalsekretariat
des Rates und die Kommission, wenn sie beschließen, Absatz 2
anzuwenden, wobei sie gegebenenfalls angeben, für welche
bestimmten Fälle oder Umstände ihr Beschluss gilt.

Artikel 7

Schutz und Unterstützung der Opfer

(1) Die Mitgliedstaaten legen fest, dass die strafrechtlichen
Ermittlungen oder die Strafverfolgung in Bezug auf Straftaten,
die unter diesen Rahmenbeschluss fallen, zumindest in den
Fällen, die von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a) erfasst werden,
nicht von der Anzeige oder Anklage durch das Opfer einer
derartigen Straftat abhängig sind.

(2) Kinder, die Opfer einer strafbaren Handlung nach Artikel
1 sind, sollten als besonders gefährdete Opfer im Sinne von
Artikel 2 Absatz 2, Artikel 8 Absatz 4 und Artikel 14 Absatz 1
des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI des Rates vom 15. März
2001 über die Stellung von Opfern im Strafverfahren (1)
betrachtet werden.

(3) Ist das Opfer ein Kind, so trifft jeder Mitgliedstaat die
Maßnahmen, die zur angemessenen Unterstützung der Familie
des Kindes durchführbar sind. Insbesondere wendet jeder
Mitgliedstaat — sofern angemessen und möglich — Artikel 4
des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI auf die betroffenen Fami-
lien an.

Artikel 8

Geografischer Anwendungsbereich

Dieser Rahmenbeschluss findet auf Gibraltar Anwendung.
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Artikel 9

Anwendung der Gemeinsamen Maßnahme 97/154/JI

Die Geltungsdauer der Gemeinsamen Maßnahme 97/154/JI
endet insoweit, als sie den Menschenhandel betrifft.

Artikel 10

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um diesem Rahmenbeschluss bis zum 1. August
2004 nachzukommen.

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln dem Generalsekretariat
des Rates und der Kommission zu dem in Absatz 1 genannten
Zeitpunkt den Wortlaut der Vorschriften, mit denen ihre
Verpflichtungen aus diesem Rahmenbeschluss in innerstaat-
liches Recht umgesetzt werden. Der Rat prüft bis spätestens 1.
August 2005 anhand eines auf der Grundlage dieser Informa-

tionen erstellten Berichts und eines schriftlichen Berichts der
Kommission, inwieweit die Mitgliedstaaten die erforderlichen
Maßnahmen getroffen haben, um diesem Rahmenbeschluss
nachzukommen.

Artikel 11

Inkrafttreten

Dieser Rahmenbeschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung
im Amtsblatt in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 19. Juli 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident
T. PEDERSEN
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RICHTLINIE 2002/90/EG DES RATES
vom 28. November 2002

zur Definition der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten Aufenthalt

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 61 Buchstabe a) und
Artikel 63 Nummer 3 Buchstabe b),

auf Initiative der Französischen Republik (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eines der Ziele der Europäischen Union ist der schritt-
weise Aufbau eines Raums der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts; dies bedeutet unter anderem, dass die
illegale Einwanderung bekämpft werden muss.

(2) Daher sollten Maßnahmen getroffen werden, um die
Beihilfe zur illegalen Einwanderung zu bekämpfen, und
zwar sowohl, wenn diese den unerlaubten Grenzübertritt
im engeren Sinne betrifft, als auch, wenn dadurch ein
Netzwerk zur Ausbeutung von Menschen unterhalten
wird.

(3) Zu diesem Zweck ist es von wesentlicher Bedeutung, die
bestehenden Rechtsvorschriften anzunähern; insbeson-
dere umfasst dies zum einen die genaue Definition des
betreffenden Tatbestands und der Ausnahmen — dies ist
Gegenstand dieser Richtlinie — und zum anderen
Mindestvorschriften für Strafen, die Verantwortlichkeit
von juristischen Personen und die Gerichtsbarkeit, die
Gegenstand des Rahmenbeschlusses 2002/946/JI des
Rates vom 28. November 2002 zur Verstärkung des
strafrechtlichen Rahmens für die Bekämpfung der
Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum
unerlaubten Aufenthalt (3) sind.

(4) Mit dieser Richtlinie soll die Beihilfe zur illegalen Ein-
wanderung definiert und somit die Umsetzung des
Rahmenbeschlusses zur Verhinderung dieser Straftat
praxisgerechter gestaltet werden.

(5) Diese Richtlinie ergänzt andere Rechtsinstrumente, die
zur Bekämpfung von illegaler Einwanderung, illegaler
Beschäftigung, Menschenhandel und sexueller Ausbeu-
tung von Kindern beschlossen wurden.

(6) Hinsichtlich Irlands und Norwegens stellt diese Richtlinie
eine Weiterentwicklung jener Bestimmungen des
Schengen-Besitzstands im Sinne des Übereinkommens
zwischen dem Rat der Europäischen Union und der
Republik Island und dem Königreich Norwegen über die
Assoziierung dieser beiden Staaten bei der Umsetzung,
Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitz-
stands (4) dar, die zu dem Bereich nach Artikel 1 Buch-
stabe E des Beschlusses 1999/437/EG des Rates vom 17.
Mai 1999 zum Erlass bestimmter Durchführungsvor-
schriften zu jenem Übereinkommen (5) gehören.

(7) Das Vereinigte Königreich und Irland beteiligen sich im
Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen der
Verträge an der Annahme und der Anwendung dieser
Richtlinie.

(8) Entsprechend den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag
über die Europäische Union und dem Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten Proto-
kolls über die Position Dänemarks beteiligt sich Däne-
mark nicht an der Annahme dieser Richtlinie, die diesen
Mitgliedstaat nicht bindet und auf ihn keine Anwendung
findet. Da mit dieser Richtlinie der Schengen-Besitzstand
nach den Bestimmungen des Titels IV im Dritten Teil des
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
weiterentwickelt wird, beschließt Dänemark nach Artikel
5 des genannten Protokolls innerhalb von sechs
Monaten, nachdem der Rat diese Richtlinie erlassen hat,
ob es sie in einzelstaatliches Recht umsetzt —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Allgemeiner Tatbestand

(1) Jeder Mitgliedstaat legt angemessene Sanktionen für
diejenigen fest, die

a) einer Person, die nicht Angehörige eines Mitgliedstaats ist,
vorsätzlich dabei helfen, in das Hoheitsgebiet eines Mitglied-
staats unter Verletzung der Rechtsvorschriften des betref-
fenden Staates über die Einreise oder die Durchreise von
Ausländern einzureisen oder durch dessen Hoheitsgebiet zu
reisen;

b) einer Person, die nicht Angehörige eines Mitgliedstaats ist,
zu Gewinnzwecken vorsätzlich dabei helfen, sich im
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats unter Verletzung der
Rechtsvorschriften des betreffenden Staates über den
Aufenthalt von Ausländern aufzuhalten.

(2) Jeder Mitgliedstaat kann beschließen, wegen der in
Absatz 1 Buchstabe a) beschriebenen Handlungen in Anwen-
dung seiner innerstaatlichen Rechtsvorschriften und Rechts-
praktiken keine Sanktionen zu verhängen, wenn das Ziel der
Handlungen die humanitäre Unterstützung der betroffenen
Person ist.

Artikel 2

Anstiftung, Beteiligung und Versuch

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen um
sicherzustellen, dass die in Artikel 1 genannten Sanktionen
auch für diejenigen gelten, die im Falle einer der in Artikel 1
Absatz 1 Buchstaben a) oder b) aufgeführten Handlungen

a) Anstifter sind oder

b) als Gehilfen beteiligt sind oder

c) versuchen, eine solche Handlung zu begehen.
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Artikel 3

Sanktionen

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen um
sicherzustellen, dass die in den Artikeln 1 und 2 genannten
Handlungen Gegenstand wirksamer, angemessener und
abschreckender Sanktionen sind.

Artikel 4

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
vor dem 5. Dezember 2004 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen, und
übermitteln ihr eine Aufstellung der Entsprechungen zwischen
den Bestimmungen dieser Richtlinie und den von ihnen erlas-
senen innerstaatlichen Vorschriften. Die Kommission setzt die
anderen Mitgliedstaaten davon in Kenntnis.

Artikel 5

Aufhebung

Artikel 27 Absatz 1 des Schengener Durchführungsüberein-
kommens von 1990 wird zum 5. Dezember 2004 aufgehoben.
Setzt ein Mitgliedstaat diese Richtlinie nach Artikel 4 Absatz 1
vor diesem Zeitpunkt um, so verliert die genannte Bestimmung
für diesen Mitgliedstaat ab dem Tag der Umsetzung ihre Gültig-
keit.

Artikel 6

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 7

Adressaten

Diese Richtlinie ist gemäß dem Vertrag zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 28. November 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident
B. HAARDER
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